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Sachverhalt:

A.

A.a Am 12. Mai 2010 vergaben die Schweizerischen Bundesbahnen

(SBB) den Auftrag zut Produktion und Auslieferung von 59 Doppel-

stockzügen für den Fernverkehr an die Bombardier Transportation

GmbH.

A.b lm Zusammenhang mit der Genehmigung des Pflichtenhefts

wurde im Auftrag der SBB der in den neuen Fahrzeugen vorgesehene

Fahrgastraum in Form einer begeh- und befahrbaren Maquette im
Massstab 1:1 aus Holz nachgebildet. Am 26. Januar 2011,17. Februar

2011 und 9. September 2Q11 fanden Begehungen dieser Maquette

statt, an denen mehrere Vertreter von Behindertenverbänden teil-

nahmen.

lm weiteren Projektverlauf tauschten sich die SBB und die Behinder-

tenverbände mehrfach über die Anforderungen an eine behinder-

tengerechte konstruktive Ausgestaltung der neu zu bauenden Fahr-

zeuge aus; Hauptansprechpartnerin der SBB war dabei die Schweize-

rische Fachstelle Barrierefreier öffentlicher Verkehr (BöV), die im Jahr

2015 in die lntegration Handicap (heute: lnclusion Handicap) integriert

wurde.

A.c Auf Gesuch der SBB hin genehmigte das Bundesamt für Verkehr

(BAV) mit Verfügung vom 12. Januar 2011 unter gewissen Auflagen

das Pflichtenheft bzw. den Anforderungskatalog "Projekt Fernverkehr

Doppelstockzüge" sowie die Typenskizzen für die neu zu bauenden

Fernverkehrs-Doppelstock-Triebzüge (FV-Dosto) 1R100, 1R200 und

rc200.

lntegration Handicap und die Stiftung zur Förderung einer behinder-

tengerechten baulichen Umwelt fochten diese Verfügung beim Bun-

desverwaltungsgericht an. Dabei machten sie eine Diskriminierung

bzw. Benachteiligung von Menschen mit Behinderung geltend und be-

antragten insbesondere die Trennung des Rollstuhlbereichs im 1C200

von der geplanten rollstuhlgängigen Verpflegungszone und dessen

Verlegung in einen dem Speisewagen benachbarten Wagen sowie das

Zugänglichmachen des Speisewagens im Obergeschoss des 1C200 für

Passagiere mit Mobilitätsbehinderungen durch einen Aufzug.
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Mit Urteil A-1130/2011, A-113312011 vom 5. März 2012 hiess das

Bundesverwaltungsgericht den Antrag auf Verlegung des Rollstuhl-

bereichs gut und hob die Verfügung des BAV vom 12. Januar 2011

insoweit auf, als damit der gemäss Pflichtenheft und Typenskizze zum

1C200 in der Verpflegungszone vorgesehene Rollstuhlbereich geneh-

migt worden war. Den Antrag auf Einbau eines Personenaufzugs zum

Speisewagen im Oberdeck des 1C200 wies es ab. lm Übrigen schrieb

es das Beschwerdeverfahren zufolge Einigung der Parteien als gegen-

standslos geworden ab.

Die von den SBB gegen das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts er-

hobene Beschwerde hiess das Bundesgericht mit Urteil 2C-38012012

vom 22. Februar 2013 (auszugsweise publiziert in BGE 139 ll 289)

gut. Das Bundesgericht hob das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts

ersatzlos auf und bestätigte in Bezug auf den vor Bundesgericht noch

strittigen Rollstuhlbereich die Verfügung des BAV vom 12.Januar

2011.

B.

B.a Auf Gesuch der Bombardier Transportation GmbH vom 9. August

2010 hin bewilligte das BAV den SBB mit Verfügungen vom 30. No-

vember 2017 betristet bis zum 30. November 2018 den Betrieb der

FV-Dosto 1R100, 1R200 und 1C200 im kommerziellen Verkehr. Die Gül-

tigkeit der Betriebsbewilligungen wurde mit ergänzenden Verfügungen

des BAV vom 14. November 2018 bis zum 12.Dezember 2020, und

mit ergänzender Verfügung des BAV vom 26. Oktober 2020 bis zum

31. Dezember 2022 verlängert.

B.b lnclusion Handicap focht die Verfügungen des BAV vom 30' No-

vember 2017 beim Bundesverwaltungsgericht mit folgendem Rechts-

begehren an:

1. Die angefochtenen Verfügungen vom 30. November 2017 seien insoweit

aufzuheben, als die bewilligten Fahrzeuge den Anforderungen des Behin-

dertengleichstellungsrechts im Bereich des öffentlichen Verkehrs nicht vollum-

fänglich genügen und es seien die Beschwerdegegnerinnen zu verpflichten,

die streitgegenständlichen Fahrzeugtypen entsprechend abzuändern'
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2. lnsbesondere seien die folgenden Anpassungen als zwingende Auflagen

anzuordnen:

(lm Ein-/Ausgangsbereich)

a. Die Ein-/Ausstiegsplattform sei so abzuändern, dass Menschen im Rollstuhl

das Fahrzeug selbständig und mit eigener Kraft verlassen können. lnsbeson-

dere sei der Boden in diesem Bereich so anzuheben, dass die Neigung der zu

steilen Rampe reduziert, d.h. die Niveaudifferenz zwischen der Einstiegskante

und dem Boden verringert werden kann.

b. Bei den Zugeingangstüren seien die Einstiegskanten beim Absatz von

4.5 cm über dem Schiebetritt abzurunden oder abzuschrägen, damit Perso-

nen im Rollstuhl weniger Kraft und Drehmoment benötigen, um die Einstiegs-

schwelle zu überwinden.

c. Der auf Höhe der zweitletzten Treppenstufe vor dem Erdgeschoss endende

aussenseitige Treppenhandlauf sei zu verlängern, um die Türeinfassung he-

rumzuführen und mit der vertikalen Haltestange der Eingangstüre zu verbin-

den, um eine sichere Benützung der Treppe durch Menschen mit einer Seh-

behinderung sowie durch Menschen mit einer Gehbehinderung zu gewähr-

leisten.

d. Bei der Ein- /Ausstiegsplattform sei mindestens eine zusätzliche Türöff-

nungstaste anzubringen, die für Menschen im Rollstuhl erreichbar ist, d.h. auf

maximal 110 cm Höhe und mit einem Abstand von 70 cm zu den Ecken der

Einstiegsplattform. ln den Wagen mit einem Rollstuhlabteil sei eine Türöff-

nungstaste für Menschen im Rollstuhl, beidseitig je eine für die linke und

rechte Ausstiegstüre vorzusehen. Die reguläre Türöffnungstaste sei am glei-

chen Ort beizubehalten, damit sie von Menschen mit einer Sehbehinderung

aufgefunden werden kann.

e. Die Türöffnungstaste auf der Aussenseite der Fahrzeugtüren sei mit einem

Kontrastfeld von mindestens 20 mal 20 cm deutlicher zu kennzeichnen, damit

sie auch von Menschen mit einer Sehbehinderung sicher aufgefunden werden

kann,

f. Bei den Türöffnungstasten aussen seien akustische Findesignale einzu-

bauen, die sich derart dynamisch dem vorhandenen Geräuschpegel anpas-

sen, dass das Signal Stets aus 2 m Distanz gut wahrnehmbar ist, damit Men-

schen mit einer Sehbehinderung die Fahrzeugtüren akustisch lokalisieren und

ihre Öffnung sicher betätigen können. Eventualiter sei das vorhandene fixe
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akustische Findesignal so einzustellen, dass es in der überwiegenden Mehr-

zahl der auf Bahnhöfen vorkommenden Umgebungsgeräuschepegel aus 2 m

Distanz wahrnehmbar ist.

(Fortbewegung im Zug)

g. Vor den Wagenübergängen im Oberdeck seien zur Kennzeichnung der

Niveauunterschiede kontrastreiche Bodenleisten anzubringen, um die Stolper-

gefahr für Menschen mit einer Sehbehinderung zu verhindern.

h. lm Oberdeck seien die Gepäckgestelle oberhalb von 800 mm (ab Boden)

um mindestens 150 mm zurückzuversetzen, damit sich auch Menschen mit

einer Sehbehinderung im Zug sicher fortbewegen können.

i. Die Haltestangen in den Wagenübergängen im Oberdeck seien so weit in

Richtung der Mittelachse zu versetzen, dass sie von Menschen mit einer Seh-

behinderung beim Betreten des Wagenübergangs gesehen und sicher umgrif-

fen werden können.

j. Es sei am Wagenende bzw. vor dem WagenÜbergang der 1.-Klasse-Wagen

bei den Einzelsitzen auf den dort beidseitig vorhandenen Technikschränken je

ein Haltegriff anzubringen, damit Menschen mit einer Seh- oder Gehbehinde-

rung den Wagenübergang sicher passieren können.

(Blendungswi rku ngen/Spiegelungen)

k. Es seien geeignete Massnahmen zu ergreifen, um die Blendungswirkung

der Beleuchtung in den Sitzbereichen so zu reduzieren, dass der Zugang von

Menschen mit einer Sehbehinderung zu den Reiseinformationen sowie die

Kommunikation von Menschen mit einer Hörbehinderung durch die Beleuch-

tung nicht beeinträchtigt werden.

L Die Spiegelbeleuchtung in allen WCs sei durch eine Deckenbeleuchtung zu

ersetzen, damit Menschen mit einer Sehbehinderung in der autonomen Benut-

zung der WCs nicht beeinträchtigt werden. Eventualiter sei die Leuchtstärke

der Spiegelbeleuchtung auf ca. 30o/o zu reduzieren.

m. Bei den Fahrzeugmonitoren seien entspiegelte Abdeckungen zu verwen-

den, damit Reiseinformationen auch für Menschen mit einer Sehbehinderung

zugänglich sind.

(Kennzeichnung der lnformation im Fahrzeug)

n. Die Piktogramme zur Kennzeichnung der Vorrangsitze für Menschen mit

einer Behinderung seien grösser zu gestalten und an nicht zu übersehender

Stelle anzubringen.
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o. lm Ober- und Unterdeck der Fahrzeuge sei ein durchgängiges Leitsystem

mit taktilen Schildern/Markierungen vorzusehen, welches zumindest die Rich-

tung zum Speisewagen und zu den jeweiligen Wagenklassen sowie zu Son-

derzonen auch für Menschen mit einer Sehbehinderung erkennbar ist.

3. Alles unter Kosten- und Entschädigungsfolgen zulasten der Beschwerde-

gegnerinnen.

B.c Während des Verfahrens vor Bundesverwaltungsgericht einigten

sich die Verfahrensbeteiligten bezüglich der Rechtsbegehren 29, 2m,

2n und 2o. lnsoweit schrieb das Bundesverwaltungsgericht das Be-

schwerdeverfahren mit Urteil vom 20. November 2018 als gegen-

standslos geworden ab. ln Bezug auf das Begehren 2a hiess es die

Beschwerde teilweise gut und auferlegte der SBB die zusätzliche Auf-

lage, pro Zug mindestens einen mit einem Rollstuhl-Piktogramm ge-

kennzeichneten normkonformen Ein- und Ausstieg (Rampenneigung

von maximal 15"/" ausgehend von einem ebenen, geraden Gleis) vor-

zusehen mit Zugangsmöglichkeit zum Rollstuhlbereich (Stellplätze und

rollstuhlgängige Universaltoilette) und zu einer allfälligen Verpfle-

gungszone. lm Übrigen wies es die Beschwerde ab, soweit darauf ein-

zutreten war.

ln prozessualer Hinsicht wies es verschiedene noch unbeurteilt geblie-

bene Beweisanträge der Verfahrensbeteiligten ab.

Verfahrenskosten erhob das Bundesverwaltungsgericht nicht. Aller-

dings verpflichtete es lnclusion Handicap dazu, den SBB und der

Bombardier Transportation GmbH eine Parteientschädigung in der

Höhe von je Fr. 126'000.-- zu bezahlen.

B.d Mit Verfügung vom 3. Dezember 2018 ergänzte das BAV die Be-

triebsbewilligungen vom 30. November 2017 im Sinne des insoweit

nicht angefochtenen Urteils des Bundesverwaltungsgerichts um die

Auflage 6.3, dass die SBB pro Fahrzeugseite mindestens einen norm-

konformen Ein-/Ausstieg (Rampenneigung von maximal 15 o/o, ausge-

hend von einem ebenen, geraden Gleis) mit Zugangsmöglichkeit zum

Rollstuhlbereich (Stellplätze und rollstuhlgängige Universaltoilette) und

zur Verpflegungszone (sofern vorhanden) vorzusehen und mit einem

Rollstuhl-Piktogramm zu kennzeichnen hätten. Zudem seien die Ram-

penneigungen aller Türen im Bereich der Ein- und Ausstiege am Bau-

musterfahrzeug jeden Typs (1R100, 1R200, 1C200) auf ebenem, gera-

dem Gleis nachzumessen. Zu diesem Zweck sei von den SBB auf

eigene Kosten ein geeigneter externer und unabhängiger Gutachter zu
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beauftragen, welcher bisher nicht in den Zulassungsprozess einbezo-
gen gewesen sei. Das Ergebnis der Messungen sei dem BAV in Form

einer durch den Gutachter unterzeichneten Erklärung einzureichen,

aus welcher hervorgehe, welche Türen jeden Typs (Baumusterfahr-

zeuge) normkonform seien.

c.
C.a Mit Eingabe vom 7. Januar 2019 erhebt lnclusion Handicap beim

Bundesgericht Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten.

Sie beantragt, das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 20. No-

vember 2018 insoweit aufzuheben, als damit die Rechtsbegehren 2a,

2b, 2c, 2d, 2e, 2f , 2j, 2k und 2l (vgl. Bst. B.b hiervor) abgewiesen

worden seien; die SBB seien zu verpflichten, die streitgegenständli-

chen Fahrzeuge im Sinne dieser Rechtsbegehren abzuändern. Weiter

sei das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts insoweit aufzuheben,

als die Beweisanträge auf Einholung eines gerichtlichen Gutachtens

zum Thema der Überwindbarkeit der Eingangsrampen durch Rollstuhl-

fahrende, auf Einholung eines gerichtlichen Gutachtens zur Blendwir-

kung der Beleuchtung in den Sitzbereichen für Menschen mit Hör- und

Sehbehinderung sowie zur Blendwirkung der Spiegelbeleuchtung in

den WCs für Menschen mit Sehbehinderung und auf Einholung eines

gerichtlichen Gutachtens zur Frage der effektiven Rampenneigung ab-

gewiesen worden seien. Schliesslich sei lnclusion Handicap von der

Pflicht zur Zahlung von Parteientschädigungen zugunsten der SBB

und der Bombardier Transportation GmbH zu befreien; eventualiter

seien die ausgesprochenen Parteientschädigungen angemessen zu

reduzieren.

C.b Das BAV beantragt, die Beschwerde sei abzuweisen, soweit da-

rauf einzutreten sei.

G.c Die SBB stellen den Antrag, die Beschwerde sei abzuweisen, so-

weit darauf einzutreten sei; wolle das Bundesgericht die Beschwerde

gutheissen, sei die Sache eventualiter zur Prüfung der Verhältnismäs-

sigkeit allfälliger Anpassungen und zur Festlegung einer angemesse-

nen Übergangsfrist an das BAV zurückzuweisen; wolle das Bundesge-

richt die Beschwerde gutheissen und von einer Rückweisung absehen,

sei den SBB subeventualiter eine angemessene Übergangsfrist von

mindestens 24 Monaten einzuräumen, um allfällige Anpassungen an

den streitbetroff enen Fah rzeu gen vorzuneh men.
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Prozessual ersuchen die SBB einerseits um Beizug der Akten des

BAV betreffend Genehmigung von Typenskizzen und Pflichtenheft der

Doppelstock-Triebzüge 1R100, 1R200 und 1C200 sowie der daran

anschliessenden Rechtsmittelverfahren vor Bundesverwaltungsgericht
(A-1 130/201 1 bzw. A-1 133/201 1) und Bundesgericht (Verfahren

2C_38012012). Anderseits beantragen sie - soweit das Bundesgericht

zu ihren Lasten auf das Parteigutachten der Schweizer Paraplegiker-

Forschung (SPF) abstellen wolle - die vorgängige Edition der in die-

sem Parteigutachten zitierten, bisher unveröffentlichten biomechani-

schen Studie der SPF sowie die Gewährung des rechtlichen Gehörs

dazu.

C.d Die Bombardier Transportation GmbH beantragt, die Beschwerde

sei abzuweisen, soweit darauf einzutreten sei. Verfahrensrechtlich er-

sucht sie (wie die SBB; vgl. Bst. C.c hiervor) um Beizug der Akten des

BAV betreffend Genehmigung von Typenskizzen und Pflichtenheft der

Doppelstock-Triebzüge 1R100, 1R200 und 1C200 sowie der daran

anschliessenden Rechtsmittelverfahren vor Bundesverwaltungsgericht

(A-1130/2011 bzw. A-1133/2011) und Bundesgericht (Verfahren

2C_38012012).

C.e Das Bundesverwaltungsgericht verzichtet auf Stellungnahme

C.f lm zweiten und dritten Schriftenwechsel bekräftigen die Verfah-

rensbeteiligten ihre Positionen. Das Bundesverwaltungsgericht ver-

zichtet weiterhin darauf, in der Sache Stellung zu nehmen.

D.

Mit Eingabe vom 6. Februar 2020 notifizierte das BAV dem Bundes-

gericht sein Schreiben an die SBB vom 3. Februar 2020, womit es be-

stätigte, dass die nach dem bundesverwaltungsgerichtlichen Verfahren

A-359/2018 neu in die Verfügung vom 3. Dezember 2018 aufgenom-

mene Auflage 6.3 (vgl. Bst. B.d hiervor) per 23. Januar 2020 voll-

ständig erfüllt worden sei.

Seite 9



Erwägungen:

l. Prozessuales

1.

1.1 Beim angefochtenen Urteil handelt es sich um einen Endentscheid

des Bundesverwaltungsgerichts, der (befristete) Betriebsbewilligungen

für Fahrzeuge des Eisenbahnverkehrs zum Gegenstand hat. Damit

liegt ein zulässiges Anfechtungsobjekt vor (Art. 82 lit. a, Art. 86 lit. a,

Art. 90 BGG), zumal die Ausnahmeregelung von Art. 83 lit. o BGG hier

keine Anwendung findet (vgl. Urteil 2C_38012012 vom 22. Februar

2013 E. 1.1 [nicht publ. in BGE 139 ll 289]).

1.2 Zur Beschwerde berechtigt sind unter anderem Organisationen,

denen ein Bundesgesetz dieses Recht einräumt (Art. 89 Abs. 2 lit. d
BGG), Für die hier interessierende Zulassung von Fahrzeugen nach

Art. 18w des Eisenbahngesetzes vom 20. Dezember 1957 (EBG; SR

742.101) räumt das Behindertengleichstellungsgesetz vom 13. De-

zember 2002 (BehiG; SR 151.3) ein solches Beschwerderecht na-

mentlich Behindertenorganisationen von gesamtschweizerischer Be-

deutung ein, die seit mindestens zehn Jahren bestehen (Art. 9 Abs. 1,

Art. 9 Abs. 3 lit. c BehiG); erforderlich ist neben einem aktuellen prak-

tischen lnteresse an der Aufhebung bzw. Abänderung des angefoch-

tenen Entscheids (vgl. zu diesem Erfordernis im Anwendungsbereich

von Art.89 Abs.2lit.d BGG; BGE138 V339 E.2.3.1;136 ll 101

E. 1.1), dass diese Organisationen benachteiligungsbedingte Rechts-

ansprüche geltend machen, die sich auf eine grosse Zahl Behinderter

auswirken (Art. 9 Abs. 1 BehiG).

Diese Anforderungen sind hier erfüllt

1.2.1 Gemäss Art. 9 Abs. 2 BehiG i.V.m. Anhang 1Zffi.6 der Be-

hindertengleichstellungsverordnung vom 19. November 2003 (BehiV;

SR 151.31) steht der Organisation lnclusion Handicap das Beschwer-

derecht grundsätzlich zu. Die Organisation begründet ihre Beschwerde

damit, dass Menschen mit Behinderung bei der Benützung der nach

dem angefochtenen Urteil weiterhin befristet zum Betrieb zuge-

lassenen FV-Dosto lR 100, lR 200 und lC 200, aufgrund der Bauweise

dieser Fahrzeuge, Nachteile entstünden. Gestützt auf diese Argumen-

tation macht sie behindertengleichstellungsrechtliche Beseitigungs-

ansprüche geltend, die sich aufgrund des von den SBB vorgesehenen

Einsatzes der FV-Dosto lR 100, lR 200 und lC 200 auf verschiedenen
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.l

Hauptverkehrsachsen des schweizerischen Bahnnetzes auf eine Viel-

zahl von Menschen mit Behinderungen auswirken können.

1.2.2 Auch das für die Beschwerdelegitimation erforderliche aktuelle
praktische lnteresse an der Aufhebung bzw. Abänderung des ange-

fochtenen Entscheids (vgl. E. 1.2 hiervor) ist zu bejahen: Zwar waren

die von der Vorinstanz beurteilten Ausgangsverfügungen des BAV an

sich bis zum 30. November 2018 befristet; sie sind daher heute an

sich nicht mehr wirksam. Das BAV hat jedoch am 14. November 2018

unter Verweisung auf die Verfügungen vom 30. November 2017 wei-

tere Verfügungen erlassen und die Gültigkeit der zunächst bis zum

30. November 2018 befristeten Betriebsbewilligungen bis Ende 2020

verlängert. Ein weiteres Mal bis zum 31. Dezember 2022 verlängert

wurden die befristeten Betriebsbewilligungen mit Verfügung des BAV

vom 26. Oktober 2020 (vgl. Bst. B.a hiervor). Am lnhalt der Betriebs-

bewilligungen hat sich dadurch - soweit hier interessierend - nichts

verändert.

Vor diesem Hintergrund entspräche es einem formalistischen Leerlauf,

die bundesgerichtliche Überprüfung der heute gültigen (befristeten)

Betriebsbewilligungen des BAV davon abhängig zu machen, dass das

Bundesverwaltungsgericht zuvor (auch) die bereits bei ihm anhängige

Beschwerde gegen die Verfügungen vom 14. November 2018 beurteilt

und - aufgrund der weitgehenden (vgl. die Anpassung dieser Verfü-

gungen gemäss Bst. B.d hiervor) Übereinstimmung der rechtlichen

Fragestellungen mit dem Verfahren A-35912018 zwangsläufig - abge-

wiesen hätte. Hinzu kommt, dass das Sachurteil des Bundesgerichts

im vorliegenden Fall die vom BAV erst noch zu erteilenden definitiven

Bewilligungen unter dem Blickwinkel des Behindertengleichstellungs-

rechts teilweise präjudiziert, und eine möglichst frÜhe bundesgericht-

liche Klärung der von lnclusion Handicap in diesem Zusammenhang

aufgeworfenen Fragen angesichts der fortlaufenden Produktion und

lnbetriebnahme der streitgegenständlichen Fahrzeuge auch für die

SBB und die Bombardier Transportation GmbH von zentralem lnteres-

se ist (vgl. Beschwerdeantwort der SBB, Rz. 17).

1.3 Die weiteren Eintretensvoraussetzungen (Arl.42, Art. 100 Abs. 1

BGG) geben nicht zu Bemerkungen Anlass. Auf die Beschwerde ist

grundsätzlich einzutreten.
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Der von den SBB und der Bombardier Transportation GmbH gegen

einzelne Rechtsbegehren erhobene Einwand, dass die Organisation

lnclusion Handicap die vorliegend vorgebrachten Rügen schon im
Rahmen des Verfahrens betreffend Pflichtenheft bzw. Typenzulassung
(vgl. Bst. A.c hiervor) hätte vorbringen können und - im lnteresse der

Planungssicherheit - auch hätte vorbringen müssen, ist nachfolgend in

einer eigenständigen Erwägung (vgl. E. 4 hiernach) zu prüfen.

2.

Wie aus dem zweiten Beschwerdebegehren hervorgeht, ist die Be-

schwerdeführerin mit der Abweisung einzelner Beweisanträge im vor-

instanzlichen Verfahren nicht einverstanden. Die Abweisung dieser

Beweisanträge kann für sich genommen im vorliegenden Verfahren je-

doch nicht angefochten werden; Anfechtungsobjekt bildet vielmehr der

in der Sache ergangene Endentscheid der Vorinstanz (Art. 90 BGG),

dem insoweit nach Auffassung von lnclusion Handicap der Mangel

einer offensichtlich unrichtigen bzw. sonst rechtsfehlerhaften Sachver-

haltsfeststellung anhaftet (Art. 97 Abs. 1 BGG). Unter dieser Prämisse

ist das zweite Rechtsbegehren von lnclusion Handicap so zu verste-

hen, dass das Bundesgericht (eventualiter) um Rückweisung der Sa-

che ersucht wird, damit die Vorinstanz die beantragten Beweise

abnehme und gestützt darauf einen neuen Entscheid fälle. Eine solche

Auslegung drängt sich auch deshalb auf, weil lnclusion Handicap die

Beweisanträge für das bundesgerichtliche Verfahren inZitf .23 der Be-

schwerde (wohl) abschliessend aufzählt (Beizug der Akten des Ver-

fahrens betreffend Genehmigung von Pflichtenheft und Typenskizzen);

es erscheint daher ausgeschlossen, das zweite Rechtsbegehren der

Beschwerdeführerin als Beweisantrag für das bundesgerichtliche Ver-

fahren zu interpretieren.

Ebenfalls unter dem Titel eines Rückweisungsantrags (an die Vorin-

stanz bzw. das BAV als verfügende Behörde) zu prüfen ist die formelle

Rüge von lnclusion Handicap, das BAV sei bei der (befristeten) Zu-

lassung der streitbetroffenen Fahrzeuge seinen gesetzlichen Prü-

fungsobliegenheiten nicht nachgekommen (vgl. E. I hiernach).

3.

3.1 lm Verfahren vor Bundesgericht gilt der Grundsatz der Rechts-

anwendung von Amtes wegen (Art. 106 Abs. 1 BGG). Unter Berück-

sichtigung der allgemeinen Rüge- und Begründungspflicht (Art. 42

Abs. 1 und 2 BGG) prüft das Bundesgericht jedoch nur die geltend ge-

machten Rechtsverletzungen, sofern rechtliche Mängel nicht geradezu

offensichtlich sind (BGE 142 I 135 E. 1.5). Die Verletzung von Grund-
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rechten untersucht es gemäss Art. 106 Abs.2 BGG in jedem Fall nur

insoweit, als eine solche Rüge in der Beschwerde präzise vorgebracht

und begründet worden ist (qualifizierte Rüge- und Begründungspflicht;

BGE 1421135 E. 1.5 mit Hinweisen; Urteil 2C-7OO|2O18 vom 14. No-

vember 2019 E.2.1).

3.2 Das Bundesgericht legt seinem Urteil grundsätzlich den Sachver-

halt zugrunde, den die Vorinstanz festgestellt hat (Art. 105 Abs. 1

BGG). Eine Berichtigung oder Ergänzung der vorinstanzlichen Fest-

stellungen ist von Amtes wegen (Art. 105 Abs. 2 BGG) oder auf Rüge

hin (Art. 97 Abs. 1 BGG) möglich. Von den tatsächlichen Grundlagen

des vorinstanzlichen Urteils weicht das Bundesgericht jedoch nur ab,

wenn diese offensichtlich unrichtig sind oder auf einer Rechtsver-

letzung im Sinne von Art. 95 BGG beruhen, und die Behebung des

Mangels für den Verfahrensausgang zudem entscheidend sein kann

(Art. 97 Abs. 1 BGG; BGE 1 42 I 135 E. 1.6). Die Partei, die sich auf

eine unrichtige Sachverhaltsfeststellung beruft, hat substanziiert dar-

zulegen, inwiefern diese Voraussetzungen gegeben sind; wird sie die-

ser Anforderung nicht gerecht, bleibt es bei dem von der Vorinstanz

festgestellten Sachverhalt (BGE 140 lll 16 E. 1.3.1).

ll. Verwirkungseinreden der SBB und der Bombardier
Transportation GmbH

4.

4.1 Dem vorliegenden Betriebsbewilligungsverfahren ist - wie bereits

erwähnt (vgl. Bst. A.b und A.c hiervor) - ein vom Bundesgericht letzt-

instanzlich beurteiltes Verfahren vorausgegangen, das die Genehmi-

gung eines Pflichtenhefts und von Typenskizzen der streitgegenständ-

lichen Fahrzeuge betraf (vgl. zur Rechtsgrundlage dieses Verfahrens

Art. 6a der Verordnung vom 23. November 1983 über Bau und Betrieb

der Eisenbahnen lEisenbahnverordnung, EBV; SR 742.141.1])' Der

Zweck des Verfahrens nach Art. 6a EBV besteht darin, dem Eisen-

bahnunternehmen (hier: den SBB) und der Fahrzeugherstellerin (hier:

der Bombardier Transportation GmbH) bei der Konzeption und Her-

stellung der neu zuzulassenden Schienenfahrzeuge ein - in Anbe-

tracht der Höhe der zu tätigenden lnvestitionen - unabdingbares Min-

destmass an Planungssicherheit zu vermitteln; sie sollen sich bei Be-

darf frühzeitig vergewissern können, ob die Fahrzeuge bzw. Teile

davon in der vorgesehenen Konstruktionsweise bewilligungsfähig sind,

oder ob vor Baubeginn noch planerische Anpassungen vorgenommen

werden müssen (vgl. Mnnxus Kenr.r/PEren Köuo, Öffentlicher Verkehr, in:

Biaggini/Häner/Saxer/Schott IHrsg.], Fachhandbuch Verwaltungsrecht,
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2015, S.415ff., S. 422). Dabei können das Eisenbahnunternehmen

und die Fahrzeugherstellerin ausdrücklich Anträge auf Prüfung und

Genehmigung einzelner Aspekte stellen. Vermieden werden soll mit

diesem Verfahren, dass bereits fertiggestellte Fahrzeuge aufgrund von

Anordnungen im Betriebsbewilligungsverfahren nachträglich

modifiziert werden müssen, zumal dies einen sehr grossen Sach- und

Zeitaufwand mit sich bringen kann (vgl. Menxus ScHeren/CnRoLrNE Hess-

KLrrru, Behindertengleichstellungsrecht, 2Q1 4, S. 241 ).

4.2 Den ihm zugedachten Zweck (vgl. E. 4.1 hiervor) kann das Ver-

fahren auf Genehmigung von Pflichtenheft und Typenskizzen nur erfül-

len, wenn die zur Beschwerde berechtigten lnteressengruppen ihre

Bedenken gegen die konstruktive Ausgestaltung der neu zu bauenden

Fahrzeuge soweit möglich sofort, und nicht erst in einem späteren

Betriebsbewilligungsverfahren geltend machen. ln diesem Lichte geht

das Bundesverwaltungsgericht in seiner Rechtsprechung zutreffend

davon aus, dass das in Art. 9 Abs. 3 lit. c Ziff. 2 BehiG vorgesehene

Beschwerderecht von Behindertenorganisationen auch für das Verfah-

ren betreffend Genehmigung von Pflichtenheft und Typenskizzen gilt;

der eher restriktive Gesetzeswortlaut von Art. 9 Abs. 3 lit. c Zffi' 2

BehiG ist in diesem Lichte so zu verstehen, dass das "Betriebsbe-

willigungsverfahren im Sinne von Art. 18tv EBG" das Verfahren nach

Art. 6a EBV mit umfasst (zutreffend insofern Urteil des BVGer

A-1 130/201 1 vom 5. März 2012 E. 3.2).

4.3 Hegen Behindertenorganisationen gegen die geplante konstruk-

tive Ausgestaltung der neu zu bauenden Fahrzeugtypen gleichstel-

lungsrechtliche Bedenken, sind sie nach dem oben Ausgeführten (vgl.

E. 4.1 und 4.2 hiervor) nicht nur berechtigt (vgl. S*reren/Hess-Kr-etru,

a.a.O., 5.241), sondern auch verpflichtet, die angeblichen Mängel

sofort - also bereits im Verfahren betreffend Genehmigung von Pflich-

tenheft und Typenskizzen - zu rügen. Dies gilt selbstredend nur für

Mängel, mit denen schon aufgrund des Pflichtenhefts und der Typen-

skizzen ernsthaft gerechnet werden musste; erforderlich ist insofern,

dass sich den vom BAV genehmigten und den Behindertenorganisa-

tionen (auf entsprechendes Begehren hin) edierten Gesuchsbeilagen

konkrete und verbindliche Festlegungen des Eisenbahnunternehmens

und der Fahrzeugherstellerin entnehmen lassen, dass das BAV diese

genehmigt hat und dass das Eisenbahnunternehmen und die Fahr-

zeugherstellerin die bewilligten Festlegungen sodann plangemäss rea-

lisieren (vgl. aus der baurechtlichen Rechtsprechung BGE 119 lb 480

E.5c; Urteile 1C-821/2013 vom 30. März 2015 E' 3.3; 1P'2712006

vom 12. Juli 20OO E.3.2 und 3.3). Soweit dies der Fall ist, ist das

Seite 14



lnteresse an der Rechtsbeständigkeit der Verfügung nach Art. 6a EBV

auch angesichts der immensen lnvestitionen, die im Zusammenhang

mit dem Bau von Schienenfahrzeugen anfallen, als überaus hoch zu

gewichten; in diesem Sinne ist von einer qualifiziert vertrauensbegrün-

denden Wirkung dieser Verfügung auszugehen (vgl. BGE 143 ll 1

E. 5.1 : 137 169 E. 2.3). Entsprechend kann sich das Eisenbahnunter-

nehmen aus Gründen des Vertrauensschutzes (Art. 5 Abs. 2 BV) im

Betriebsbewilligungsverfahren gegenüber verspätet vorgebrachten

Einwänden von Behindertenorganisationen im Regelfall mit der Ein-

rede der abgeurteilten Sache (res iudicala) zur Wehr setzen.

4.4 Die von den SBB und der Bombardier Transportation GmbH pos-

tulierte - über die vorstehenden Ausführungen hinausgehende - Ver-

wirkung des Verbandsbeschwerderechts wegen treuwidrigen Verhal-

tens findet in der Verfassung hingegen keine Stütze. Namentlich ver-

langt der Grundsatz von Treu und Glauben (Art. 5 Abs. 2 BV) von den

Behindertenorganisationen trotz des ihnen zustehenden ideellen Ver-

bandsbeschwerderechts (Art. 9 Abs. 3 lit. c Zill. 2 BehiG) nicht, dass

sie bei Einwänden gegen die rollende Planung des Eisenbahnunter-

nehmens und der Fahrzeugherstellerin ausserhalb der Verfahren von

Art. 6a EBV bzw. Art. 18w EBG den Weg einer selbständigen (egoisti-

schen) Verbandsbeschwerde einschlagen bzw. gestützt aut Arl.25a

VwVG eine anfechtbare Verfügung verlangen müssten. Für eine sinn-

volle Anfechtung bedarf es nämlich verbindlicher Festlegungen der

Fahrzeugherstellerin bzw. ihrer Auftraggeberin gegenüber dem BAV

als Zulassungsbehörde; es wäre der Rechtssicherheit abträglich, wenn

Behindertenorganisationen allein aufgrund ihres mit der Fahrzeug-

herstellerin bzw. der Betreiberin möglicherweise gepflegten informel-

len Austauschs (gemeinsame Maquettenbegehungen u.ä.) abschätzen

müssten, wann deren Planung derart gefestigt ist, dass eine zielfüh-

rende Klärung möglicher Streitpunkte auf dem Rechtsmittelweg mög-

lich ist.

4.5 ln seiner Verfügung vom 12. Januar 2011 hat das BAV das Pflich-

tenheft und die Typenskizzen der streitgegenständlichen Züge nicht

vorbehaltlos genehmigt, sondern unter der Auflage, dass für die Ty-

penzulassung die Umsetzung der behindertengerechten Gestaltung

schriftlich zu bestätigen und eine Differenzbetrachtung der von der

Europäischen Kommission erlassenen technischen Spezifikationen für

die lnteroperabilität (TSl) zur EBV und zur Verordnung vom 23. März

2016 über die technischen Anforderungen an die behindertengerechte

Gestaltung des öffentlichen Verkehrs (VAböV; SR 151 .342) vorzulegen

sei. Es hat überdies - wie unter anderem aus der Vernehmlassung
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des BAV im bundesverwaltungsgerichtlichen Verfahren A-1 13012011,

A-113312011 vom 13. Mai 2011 hervorgeht - keine bestimmten Dispo-

sitionen aus dem Pflichtenheft oder den Typenskizzen als vorschriften-

konform bewilligt, zumal sich die SBB und die Bombardier Transpor-

tation GmbH darin jedenfalls bezüglich der hier interessierenden,

durch die Rechtsbegehren der lnclusion Handicap tangierten Aspekte

nicht festgelegt hatten (anders beispielsweise bezüglich der Lage des

Rollstuhlbereichs im Unterdeck des Speisewagens der lC-Variante

[vgl. dazu Urteil 2C_380/2012 vom 22.Februar 2013]). Mit Blick auf

den in den Rechtsschriften besonders intensiv diskutierten Aspekt der

Rampenneigung sind den im Zusammenhang mit der Pflichtenheftge'

nehmigung und der Typenzulassung eingereichten Gesuchsbeilagen

überdies keine konkreten und verbindlichen Festlegungen zu entneh-

men, zumal selbst in den (in der Verfügung vom 12. Januar 2011 nicht

erwähnten) Detailskizzen keine verbindlichen Angaben zur Neigung

gemacht wurden. Dass durch manuelles Nachmessen der Rampen-

länge in diesen Detailskizzen und unter Einbezug der darin enthal-

tenen Höhenknoten theoretisch auch eine Neigung hätte berechnet

werden können, ändert daran nichts, kann insoweit doch kaum von

konkreten und verbindlichen Festlegungen die Rede sein, die vom

BAV genehmigt worden wären. lnsoweit scheitern die SBB auch mit

ihrem Argument des Vertrauensschutzes.

4.6 Vor diesem Hintergrund berufen sich die SBB und die Bombardier

Transportation GmbH bezüglich der vorinstanzlichen, im vorliegenden

Verfahren auf rechterhaltenen Rechtsbegehren 2a, 2b, 2c, 2t, 2k und 2l

zu Unrecht auf die Einrede der abgeurteilten Sache (vgl. E. 4.5 hier-

vor). Auch die Einrede treuwidrigen Verhaltens verfängt nicht (vgl.

E. 4.4 hiervor).

Auf die Beschwerde ist uneingeschränkt einzutreten
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lll. Materielle Beurteilung der Rechtsbegehren der lnclusion
Handicap - rechtlicher Rahmen

5.

Nach Art. 18r,rz Abs. 1 EBG ist für den Betrieb von Eisenbahnfahr-

zeugen grundsätzlich eine Bewilligung erforderlich. Das BAV erteilt die

Betriebsbewilligung, wenn die Gesuchstellerin den Sicherheitsnach-

weis erbracht hat und das Vorhaben den massgebenden Vorschriften

entspricht (Art. 18wAbs.2 EBG). Die per 1. Juli 2013 in Kraft gesetz-

ten Bestimmungen von Art.23c Abs. 1 und 2 EBG (AS 2012 5619,

5625) statuieren (deklaratorisch) dieselben Voraussetzungen für die

lnbetriebnahme interoperabler Teilsysteme wie den hier interessieren-

den FV-Dosto.

Nachfolgend ist aufgrund der diesbezüglich bestehenden Uneinigkeit

der Verfahrensbeteiligten zunächst zu klären, welcher Rechtsbestand

für die Erteilung der Betriebsbewilligung in zeitlicher Hinsicht massge-

bend ist (vgl. E. 6 hiernach). Sodann ist aufzuzeigen, welche Anforde-

rungen sich aus den in zeitlicher Hinsicht anwendbaren Vorschriften

inhaltlich ergeben (vgl. E. 7 hiernach), Darauf aufbauend werden die

einzelnen Rechtsbegehren von lnclusion Handicap zu prüfen sein (vgl.

E. 8 ff. hiernach), wobei in diesem Zusammenhang insbesondere auch

der Frage nachzugehen ist, ob die anwendbaren technischen Vor-

schriften mit übergeordnetem Recht vereinbar sind.

6.

6.1 Das diesem Verfahren zugrundeliegende Bewilligungsgesuch der

Bombardier Transportation GmbH geht auf den 9. August 2O1Q zu-

rück. Seit diesem Datum hat sich der für die Fahrzeugbewilligung

massgebende Rechtsbestand aus der Sicht des Behindertengleichstel-

lungsrechts wie folgt weiterentwickelt:

Erstens lral für die Schweiz am 15. Mai 2014 das UNO-Über-

einkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen

(UNO-BRK; SR 0.109) in Kraft. Von lnteresse ist dabei namentlich

Art. I Abs. 1 UNO-BRK, der die Mitgliedstaaten dazu verpflichtet, ge-

eignete Massnahmen zu treffen, um Menschen mit Behinderungen

den gleichberechtigten Zugang [...] zu Transportmitteln zu gewährleis-

ten.
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Zweitens übernahm die Schweiz mit dem zweiten Schritt der Bahn-

reform 2 (vgl. dazu die Botschaft des Bundesrates vom 20. Oktober

2010 zum zweiten Schritt der Bahnreform 2; BBI 2011 911 ff.) die

Richtlinie 2008157|EG des Europäischen Parlaments und Rates vom

17. Juni 2008 über die lnteroperabilität des Eisenbahnsystems in der

Gemeinschaft (ABl. L 191/1 vom 18. Juli 2008; nachfolgend: Richtlinie

2008157|EG). Die Richtlinie 2OO8l57lEG wurde mittlerweile ersetzt

durch die Richtlinie [EU] 20161797 des Europäischen Parlaments und

des Rates vom 11. Mai 2016 über die lnteroperabilität des Eisenbahn-

systems in der Europäischen Union (ABl. L 138144 vom 26. Mai 2016;

nachfolgend: Richtlinie 2Q16/797lEU). Art. 5 der Richtlinie 20161797|EU

sieht - gleich wie zuvor Art. 6 der Richtlinie 2008/57lEG - vor, dass

die Europäische Kommission technische Spezifikationen für die Inter-

operabilität (TSl) erlässt. Zu diesen Spezifikationen gehörte zum Zeit-

punkt der Übernahme der Richtlinie 2008/57lEG durch die Schweiz

insbesondere die Entscheidung 2008/164lEG der Kommission vom

21. Dezember 2007 über die technische Spezifikation für die lnterope-

rabilität bezüglich eingeschränkt mobiler Personen im konventionellen

transeuropäischen Eisenbahnsystem und im transeuropäischen Hoch-

geschwindigkeitsbahnsystem (ABl. L 64172 vom 7. März 2008; nach-

folgend: TSI PRM 2008). Die TSI PRM 2008 wurden inzwischen abge-

löst durch die Verordnung (EU) Nr. 1300/2014 der Kommission vom

18. November 2014 über die technischen Spezifikationen für die lnter-

operabilität bezüglich der Zugänglichkeit des Eisenbahnsystems der

Union für Menschen mit Behinderung und Menschen mit einge-

schränkter Mobilität (ABl. L 356/110 vom 12.Dezember 2014; nach-

folgend: TSI PRM 2014), die in ihrem Erwägungsgrund 4 ausdrücklich

auf den oben erwähnten Art. 9 UNO-BRK verweist.

Drittens wurde das EBG im Gefolge der Ubernahme der Richtlinie

2OO8l57lEG per 1. Juli 2013 um einen neuen 7a. Abschnitt "lnter-

operabilität mit dem europäischen Eisenbahnsystem" ergänzt (AS

2012 5619); der in diesem Abschnitt befindliche Art. 23f Abs' 1 EBG

sieht vor, dass der Bundesrat unter Berücksichtigung des internatio-

nalen Rechts die grundlegenden Anforderungen und die technischen

Ausführungsbestimmungen für Teilsysteme und lnteroperabilitätskom-

ponenten festlegt. Gestützt auf diese Delegationsnorm hat der Bun-

desrat mit den ebenfalls am 1. Juli 2013 in Kraft getretenen Anderun-

gen der EBV vom 29. Mai 2013 (AS 2013 1659) die TSI als technische

Ausführungsbestimmungen für verbindlich erklärt (Art. 15a Abs. 1 lit. b

EBV i.V.m. Art. 15bAbs.2 EBV i.V.m. Anhang 7 EBV; heute in Kraft
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ist über die unveränderte Verweisungsnorm von Art. 15b Abs. 2 EBV

Anhang 7 Ziff.6 EBV in der Fassung vom 18. November 2015 IAS
2015 49611, wo auf die TSI PRM 2014 verwiesen wird).

Viertens hat das Eidgenössische Departement für Umwelt, Verkehr,

Energie und Kommunikation (UVEK) per 1. Juli 2016 die vormalige

Verordnung vom 22. Mai 2006 über die technischen Anforderungen an

die behindertengerechte Gestaltung des öffentlichen Verkehrs
(aVAböV; AS 2006 2309) durch die gleich bezeichnete Verordnung

vom 23. März 2016 (VAböV) ersetzt.

6.2 Vor dem Hintergrund dieser weitgehenden Anderungen des ein-

schlägigen Rechtsbestands ist die Frage nach dem intertemporal an-

wendbaren Recht von gewisser Bedeutung. lnclusion Handicap ist der

Auffassung, dass das Recht zum Zeilpunkt der Verfügung des BAV

über das Pflichtenheft und die Typenskizzen massgebend sei; die SBB

und die Bombardier Transportation GmbH vertreten unter Hinweis auf

die vorinstanzlichen Erwägungen demgegenüber die Meinung, es sei

zumindest insoweit auf das im Zeitpunkt des Entscheids über die Be-

triebsbewilligung geltende Recht abzustellen, als dieses Recht ver-

glichen mit dem am 12. Januar 2011 (Genehmigung des Pflichtenhefts

und der Typenskizzen; vgl. Bst. A.c hiervor) geltenden Recht für sie

milder ausfalle.

6.3 Die Rechtmässigkeit eines Verwaltungsakts beurteilt sich bei Feh-

len anderslautender Übergangsbestimmungen grundsätzlich nach je-

nem Recht, das bei Verwirklichung des massgeblichen Sachverhalts

Gültigkeit hatte (BGE 144 ll 326 E. 2.1.1;143 ll 297 E.5.3.3; 140

V 136 E.4.2.1). Steht in einem Rechtsmittelverfahren die Überprüfung

einer Polizeibewilligung in Frage, ist in diesem Sinne grundsätzlich

vom Rechtsbestand bei Erlass der Ausgangsverfügung auszugehen

(BGE 139 ll 470 E.4.2). Später eingetretene Anderungen, die sich für

die Gesuchstellerin belastend auswirken, sind nur ausnahmsweise zu

berücksichtigen, wenn zwingende Gründe die sofortige Anwendung

des neuen Rechts nahelegen (vgl. BGE 141 ll 393 E. 2.4;139 ll 243

E. 11.1; 135 ll 384 E. 2.3; 125 ll 591 E. 5e/aa; je mit Hinweisen).

Tiefer liegen die Anforderungen, wenn sich das neue Recht für die Ge-

suchstellerin als milder herausstellt: ln einem baurechtlichen Ent-

scheid aus dem Jahr 1976 hat das Bundesgericht festgehalten, es sei

sinnwidrig, eine ohne Bewilligung erstellte Baute abbrechen zu lassen,

obgleich sie aufgrund von Rechtsänderungen während des Beschwer-

deverfahrens anschliessend in gleicher Weise wieder aufgebaut wer-
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den dürfte (BGE 102 lb 64E.4). Das Bundesgericht hat diese Recht-

sprechung später mehrfach bestätigt und unter Hinweis auf verfah-

rensökonomische Überlegungen über Polizeibewilligungen hinausge-

hend auch auf Konzessionen ausgedehnt; dabei hat es lediglich den

Vorbehalt angebracht, die Berücksichtigung neuen Rechts müsse aus-
geschlossen bleiben, wenn sich dies zu Lasten Dritter auswirke und

deren Rechtsschutz beeinträchtigen könne (BGE 127 ll 306 E. 7c

s.315 l.;127 ll 209 E.2b;126 ll 522 E.3blaa; Urteil 1c_39712015

vom 9. August 2016 E. 3.3).

6.4 Wie die Vorinstanz im Lichte der oben dargestellten allgemeinen

intertemporalrechtlichen Grundsätze (vgl. E. 6.3 hiervor) zutreffend er-

wogen hat, ist im vorliegenden Betriebsbewilligungsverfahren damit

grundsätzlich der Rechtsbestand im Zeitpunkt des Erlasses der Aus-

gangsverfügungen - also am 30. November 2017 - massgebend.

Bundesrechtskonform erscheint aufgrund des oben skizzierten Zwecks

von Art. 6a EBV (vgl. E. 4.1 hiervor) auch die Erwägung, dass mit

Blick auf die bereits im Pflichtenheft und den Typenskizzen verbindlich

geregelten - und dann auch so realisierten - Fahrzeugteile (vgl. E. 4.3

hiervor) ausnahmsweise auf das Recht abzustellen gewesen wäre,

das Geltung hatte, als das BAV seine Verfügung vom 12. Januar 2011

erliess. Mit Blick auf die hier zu beurteilenden Rechtsbegehren waren

diesen Dokumenten jedoch - wie oben bereits erwogen (vgl. E. 4.5

hiervor) - keine verbindlichen Festlegungen der SBB und der Bom-

bardier Transportation GmbH zu entnehmen. Die Beurteilung der

Rechtmässigkeit der erteilten Betriebsbewilligungen ist daher nach

dem Recht vorzunehmen, das bei Erlass der Ausgangsverfügungen,

also am 30. November 2017, in Kraft war (nicht zu berücksichtigen ist

damit namentlich der Verweis von Arl. 2 Abs. 1 VAböV auf die Hoch-

baunorm SIA 500). Dies gilt umso mehr, als sich dieses Recht für die

SBB und die Bombardier Transportation GmbH nach der übereinstim-

menden (und zutreffenden) Darstellung aller Verfahrensbeteiligten
jedenfalls nicht als strenger herausstellt, als das Recht, das im

Zeitpunkt der Verfügung über das Pflichtenheft und die Typenskizzen

(12. Januar 2011; vgl. Bst. A.b hiervor) in Kraft war.

6.5 Die eben skizzierte Sichtweise (vgl. E. 6.4 hiervor) konvergiert im

ÜOrigen mit der vom Bundesrat im Zusammenhang mit dem zweiten

Schritt der Bahnreform für die neuen lnteroperabilitätsvorschriften er-

lassenen Übergangsbestimmung: Art. 83e Abs. 1 EBV sieht vor, dass

Gesuche für Vorhaben, die sich am 1. Juli 2013 in einem fortge-

schrittenen Entwicklungsstadium befanden und bis zum 31. Dezember

2014 eingereicht wurden, auf Antrag nach den Bestimmungen zu
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beurteilen sind, die bis zum 30. Juni 2013 Geltung hatten, soweit die

Sicherheit und die lnteroperabilität dem nicht entgegenstehen. ln
dieser spezifischen verordnungsrechtlichen Übergangsbestimmung

kommt die allgemeine intertemporalrechtliche Regel zum Ausdruck,

dass grundsätzlich auf das im Zeitpunkt des Bewilligungsentscheids
geltende Recht abzustellen ist (vgl. E. 6.3 hiervor); nur im Ausnahme-

fall und auf ausdrücklichen Antrag der Gesuchstellerin hin wird davon

abgewichen und (zu ihren Gunsten) das alte, zum Zeilpunkt der Ge-

nehmigung des Pflichtenhefts in Kraft stehende Recht zur Anwendung

gebracht. Ein solcher Antrag ist vorliegend allerdings nicht akten-

kundig. Die von den Verfahrensbeteiligten aufgeworfene Streitfrage,

ob Art. 83eAbs. 1 EBV auf das schon am 9. August 2010 gestellte Be-

willigungsgesuch überhaupt anwendbar ist, kann damit offengelassen

werden, zumal so oder anders von der Anwendbarkeit des Rechts zum

Zeitpunkt des Bewilligungsentscheids auszugehen ist.

6.6 lntertemporalrechtlich ergibt sich damit zusammengefasst, dass

für die materielle Beurteilung der vorliegenden Streitsache auf das

Recht abzustellen ist, das zum Zeilpunkt des Bewilligungsentscheids

vom 30. November 2017 in Kraft war. Dazu gehören die von lnclusion

Handicap angerufenen Bestimmungen (Art. 8 Abs. 2 BV, Art. 14Ziff.1
in Verbindung mit Art. 8 EMRK, Art. 3 lit. a, Art.9 Abs. 1, Art. 19

Abs. 1 und Art. 20 Abs. 1 UNO-BRK, Art. 2 Abs. 2 und Abs. 3, Art. 3
Abs. 3 lit. b Ziff . 1, Art. 7 Abs. 2 in Verbindung mit Art. I BehiG) eben-

so, wie die von den SBB und der Bombardier Transportation GmbH für

massgeblich erachteten Bestimmungen der TSI PRM 2014. Dass

während des vorliegenden Rechtsmittelverfahrens für die Gesuch-

stellerin mildere Bestimmungen in Kraft getreten wären, ist - trotz

Ablösung der Richtlinie 2008/57lEG durch die Richtlinie 20161797|EU

(vgl. E. 6.1; für die damit zusammenhängenden Anpassungen der EBV

vgl. AS 2019 3571) und einzelnen Anderungen der TSI PRM 2014

(vgl. Durchführungsverordnung [EU] 20191772 der Kommission vom

16. Mai 2019, ABl. L 139 I vom 27. Mai 2019, S. 1) - nicht ersichtlich.

lnsofern kann offenbleiben, ob gegebenfalls auf diese neuen Bestim-

mungen abzustellen gewesen wäre.

6.7 Bezüglich der Anwendbarkeit der TSI PRM 2014 ist der Vollstän-

digkeit halber darauf hinzuweisen, dass es Art. 11 lit. c i.V.m. Anhang

Affi.7.1.2 TSI PRM 2014 i.V.m. Anhang Zffi.7.1.1.2 Verordnung (EU)

Nr. 1302/2014 der Kommission vom 18. November 2014 über eine

technische Spezifikation fÜr die lnteroperabilität des Teilsystems

"Fahrzeuge - Lokomotiven und Personenwagen" des Eisenbahnsys-

tems der Europäischen Union (ABl. L 3561228 vom 12. Dezember 2014)
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in Bezug auf Projekte, die sich am 1. Januar 2015 in einem fortge-

schrittenen Entwicklungsstadium befanden, genügen lässt, dass die

Vorschriften TSI PRM 2008 eingehalten sind. Dieser Aspekt bedarf
jedoch vorliegend keiner weiteren Erläuterung, da - wie nachfolgend

aufzuzeigen ist die Vorgaben der TSI PRM 2014 mit den

streitgegenständlichen Fahrzeugen eingehalten sind.

7.

Nachdem soeben geklärt worden ist, welcher Rechtsbestand in zeitli-

cher Hinsicht massgebend ist (vgl. E. 6 hiervor), sind nachfolgend die

inhaltlichen Anforderungen an die lnbetriebnahme interoperabler Zug-

fahrzeuge zum Zeilpunkt des Erlasses der Ausgangsverfügung (vgl.

E. 6.6 hiervor) darzustellen.

7.1 Arl. 17 Abs. 1 EBG bestimmt, dass Eisenbahnfahrzeuge nach den

Anforderungen des Verkehrs, des Umweltschutzes und gemäss dem

Stande der Technik zu erstellen, zu betreiben, zu unterhalten und zu

erneuern sind, wobei Bedürfnisse mobilitätsbehinderter Menschen an-

gemessene Berücksichtigung finden müssen. Zur Operationalisierung

dieser Vorschrift erlässt der Bundesrat nach Art. 17 Abs. 2 EBG Vor-

schriften über Bau und Betrieb sowie über die technische Einheit und

Zulassung im Eisenbahnwesen unter Berücksichtigung der lnterope-

rabilität und eines streckenbezogenen Sicherheitsstandards. Nichts

anderes ergibt sich aus den vom Gesetzgeber spezifisch für normal-

spurige Fahrzeuge aufgestellten Vorschriften, die - anders als Spe-

zialspurfahrzeuge - die technischen und betrieblichen Vorausset-

zungen für den sicheren und durchgehenden Zugverkehr im euro-

päischen Eisenbahnsystem erfüllen müssen (sog. lnteroperabilität;

Arl.23a EBG). Auch hier enthält nicht das Gesetz selbst die einschlä-

gigen Vorgaben, sondern wird der Bundesrat damit beauftragt, die

grundlegenden Anforderungen und die technischen Ausführungsbe-

stimmungen festzulegen, wobei sich immerhin der ergänzende Hin-

weis findet, dass hierbei das internationale Recht zu berücksichtigen

ist (Art. 23f Abs. 1 EBG). Zudem sieht Art. 23f Abs. 2 EBG in diesem

Zusammenhang vor, dass das BAV im Einvernehmen mit dem Staats-

sekretariat für Wirtschaft (SECO) die technischen Normen bezeichnet,

welche geeignet sind, die grundlegenden Anforderungen und die tech-

nischen Ausführungsbestimmungen zu konkretisieren; zu bezeichnen

hat es - soweit möglich - international harmonisierte Normen.
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7,2 Den Verpflichtungen aus Art. 17 Abs.2 und Art.23f Abs.2 EBG

zum Erlass technischer Ausführungsbestimmungen ist der Bundesrat

durch Erlass der EBV nachgekommen, welche namentlich die Planung

und den Bau von Eisenbahnfahrzeugen zum Gegenstand hat (Art. 1

Abs. 1 lit. a EBV) und in Art. 15a tt. EBV spezifische Vorschriften für
den Neubau von auf interoperablen Strecken eingesetzten Fahrzeu-
gen enthält (Art. 15a Abs. 1 lit. b EBV; vgl. auch Art. 48 Abs. 2 EBV).

Nach Art. 15b Abs. 1 EBV (in der hier [vgl. E. 6.6 hiervor] noch an-

wendbaren Fassung vom 1. Juli 2013 IAS 20131659]) richten sich die

grundlegenden Anforderungen an das Eisenbahnsystem, Teilsysteme

und lnteroperabilitätskomponenten einschliesslich der Schnittstellen

nach Anhang lll der Richtlinie 2008/57lEG. Als technische Ausfüh-

rungsbestimmungen dazu gelten die in Anhang 7 zur EBV aufgeführ-

ten TSI (Art. 15b Abs. 2 EBV), namentlich die TSI PRM 2014 (An-

hang 7 Zitf. 6 EBV; vgl. hierzu E. 6.1 und 6.7 hiervor). Soweit keine

Sonderfälle vorliegen oder Abweichungen von den TSI bewilligt wur-

den, gehen die TSI den übrigen Bestimmungen der EBV vor (Art. 15b

Abs. 3 EBV).

7.3 Strittig ist zwischen den Verfahrensbeteiligten, was die Bestim-

mung von Art. 15b Abs. 3 EBV meint, wenn sie den Vorrang der TSI

unter den Vorbehalt stellt, dass keine "Sonderfälle vorliegen oder Ab-

weichungen von TSI bewilligt wurden". lnclusion Handicap ist der Auf-

fassung, diese Klauseln erlaubten die Berücksichtigung von im Ver-

gleich zu den TSI PRM 2014 weitergehenden Regelungen des schwei-

zerischen (Verordnungs-) Rechts.

7.3.1 Der Begriff der "Sonderfälle" geht auf die Richtlinie 2O08l57lEG

zurück und wird dort in Arl. 2 lit. I erläutert (vgl. nun Art. 2 ZiIl. 13

Richtlinie 201617971EU); es geht um den Fall, dass ein durch die

Richtlinie 2OO8l57lEG gebundener Staat aufgrund nationaler (geogra-

fischer, topografischer, städtebaulicher) Besonderheiten bzw. die Ko-

härenz mit dem bestehenden System betreffender Zwänge gestützt

auf Art. 17 Abs. 3 Unterabsatz 3 der Richtlinie 20O8l57lEG sog. notifi-

zierte nationale technische Vorschriften (NNTV) erlässt, welche von

den TSI abweichen bzw. diese ergänzen. Diese NNTV werden im

schweizerischen Kontext vom BAV beschlossen und veröffentlicht
(Art. 23f Abs. 2 EBG i.V.m. Art. 48 Abs. 3 EBV). ln Bezug auf die TSI

PRM 2014 hat die Schweiz drei NNTV erlassen (vgl.

< htt ps ://www. bav. ad m i n. c h/b avld e/h o m e/re c ht I i c h es/rec hts g ru n d I a g e n

-vorschriften/nntv.html> [zuletzt abgerufen am 9. Februar 2021]), wo-

bei vorliegend insbesondere die NNTV "Autonomer Zugang in die

Fahrzeuge" (CH-TSl-PRM-001 ) von lnteresse ist.
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Diese NNTV gewährleistet für Personen im Rollstuhl (unter dem Vor-

behalt von Ausnahmegenehmigungen des BAV aufgrund des Verhält-

nismässigkeitsprinzips nach dem BehiG) grundsätzlich den autonomen

Einstieg vom Perron ins Fahrzeug für Personen im Rollstuhl bei min-

destens einem definierten Einstieg pro Zug, wobei überdies das in

Art. I Abs. 4 VAböV niedergelegte Erfordernis erwähnt wird, einen

separaten Türtaster für Rollstühle zu realisieren. Nur insoweit ist das

Argument der Beschwerdef ührerin zutreffend, Bestimmungen des

schweizerischen (Verordnungs-)Rechts ergänzten die technischen

Ausführungsvorschriften der TSI PRM 2014.

7.3.2 Der zweite Teil dieser Vorschrift (Art. 15b Abs. 3 EBV), wonach

die TSI nur solange Vorrang haben, als keine Abweichung davon be-

willigt wurde, ist im Lichte von Art. 23f Abs. 3 EBG zu lesen. Diese

Vorschrift ermächtigt das BAV unter Bezugnahme auf Art. 9 Abs. 1 der

Richtlinie 2008157|EG (bzw. neurechtlich Art. 7 Abs. 1 Richtlinie

20161797|EU) dazu, einem Gesuchsteller in gewissen Ausnahmefällen

zu gestatten, von der Anwendung der TSI abzusehen (vgl. auch

Art. 15e Abs. 2 EBV [in der hier noch anwendbaren Fassung vom

1. Juli 2013 [AS 20131659]).

Die Ausnahmebestimmung ist im vorliegenden Fall nicht einschlägig

7.4 Die Vorrangregelung von Art. 15b Abs. 3 EBV lässt nach dem

eben Ausgeführten (vgl. E. 7.3 hiervor) keinen Raum für von den TSI

PRM 2014 abweichende nationale technische Vorschriften, für die das

BAV keine NNTV notifiziert hat (vgl. E. 7.3.1 hiervor). Dies gilt na-

mentlich für die technischen Vorschriften, die das BAV zur Konkreti-

sierung der EBV (vgl. Art. 81 EBV) mit den Ausführungsbestimmungen

zur Eisenbahnverordnung vom 15. Dezember 1983 (AB-EBV; SR

742.141.11) erlassen hat (ausgenommen ist die Regelung von

AB-EBV 53.1,Zfit.4.1 [vgl. E.7.3.1 hiervor]). Soweit das Bundesamt

für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation (UVEK) in der von

ihm gestützl auf Art. 8 der bundesrätlichen Verordnung vom 12. No-

vember 2003 über die behindertengerechte Gestaltung des öffentli-

chen Verkehrs (VböV; SR 151.34) erlassenen VAböV (vgl. E.6'1 hier-

vor) Bestimmungen in Kraft gesetzt hat, welche die hier strittigen As-

pekte betreffen, ergibt sich der Vorrang der TSI PRM 2014 gegenüber

diesen Bestimmungen aus der VAböV selbst (Art. 1 Abs. 2 VAböV,

welcher auf den 7a. Abschnitt des EBG, insbesondere also Art' 23f

EBG verweist, und damit mittelbar auf Art. 15b Abs. 1,2 und 3 EBV

Bezug nimmt; vgl. ferner Arl.2 Abs. 2 VAböV, wo ebenfalls auf die TSI

PRM 2014 verwiesen wird; ausgenommen vom Vorrang der TSI PRM
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2014 ist das von der oben erwähnten NNTV aufgenommene

Erfordernis eines Türtasters für Rollstühle [vgl. E. 7.3.1 hiervor]). Nur

soweit die TSI PRM bestimmte technische Aspekte nicht regeln, kann

zur Lückenfüllung auf die Vorschriften des EBG, der EBV und der AB-

EBV zurückgegriffen werden (vgl. auch Botschaft des Bundesrates

vom 20. Oktober 2010 zum zweiten Schritt der Bahnreform 2, BBI

2011 911, S.961).

7.5 Nicht entschieden ist damit die Frage, ob die TSI PRM 2014 (so-

weit hier betroffen) mit übergeordnetem Recht vereinbar sind. Diese

Frage wird im Zusammenhang mit den einzelnen Rechtsbegehren der

Beschwerdeführerin zu prüfen sein. Vorauszuschicken ist dieser Prü-

fung, dass die TSI PRM 2014 sich aus schweizerischer Sicht norm-

hierarchisch auf derselben Stufe befinden wie die Normen, durch die

auf sie verwiesen wird (d.h. auf Verordnungsstufe; vgl. Luzrus Mnoen/

CRrnenrrur Knoer', Verweisungen auf das Recht der europäischen Union

in der Bundesgesetzgebung - Vom Fotografieren und Filmen, in:

Epiney [Hrsg.], Die Schweiz und die europäische lntegration, Zürich

2015, S.69 ff., S.73; vgl. zu den Rechtsgrundlagen E.7.2 hiervor); es

handelt sich damit bei den TSI PRM 2014 um (gesetzesvertretendes)

Verordnungsrecht, welches nach den zutreffenden - und von den Ver-

fahrensbeteiligten nicht substanziiert in Frage gestellten - vorinstanz-

lichen Erwägungen auf hinreichender gesetzlicher Grundlage (Art. 17

Abs. 1, Arl.23f Abs. 1 EBG, Art. 15 BehiG) beruht und die Delega-

tionsgrundsätze einhält.

Als unselbständiges gesetzesvertretendes Verordnungsrecht können

die durch Art. 15bAbs.2 und Anhang 7 ZiIt.6 EBV bzw. Art. 2 Abs.2

VAböV in Bezug genommenen TSI PRM 2014 vom Bundesgericht

vorfrageweise auf ihre Vereinbarkeit mit übergeordnetem Recht hin

überprüft werden (BGE 144 ll 454 E.3.2; 143 ll 87 E. 4.4;141 ll 169

E. 3.4; 140 ll 194 E. 5.8; 1 37 lll 217 E. 2.3). Prüfungsmassstab für das

Bundesgericht bildet dabei einerseits das Gesetzesrecht (Art. 95 lit. a

BGG); weil die erwähnten Delegationsnormen des EBG und des

BehiG den Bundesrat nicht ermächtigen, bei der Bezeichnung der

technischen Ausführungsbestimmungen für die Konstruktion interope-

rabler Züge von der Bundesverfassung abzuweichen (Art. 190 BV), ist

andererseits auch die Vereinbarkeit der TSI PRM mit Verfassungs-

recht und Völkerrecht zu prüfen (Art. 95 lit. a und b BGG). Die Zweck-

mässigkeit der getroffenen Anordnungen entzieht sich dagegen der

gerichtlichen Kontrolle. Es ist nicht Sache des Bundesgerichts, sich

zur politischen, wirtschaftlichen oder anderweitigen Sachgerechtigkeit

der TSI PRM zu äussern (vgl. allgemein zum Prüfungsmassstab des
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Bundesgerichts bei der inzidenten Normenkontrolle BGE 144 ll 454

E.3.3; 143 ll 87 E.4.4;139 ll 460 E.2.3:136 ll 337 E. 5.1; Urteil

2C_718/2018 vom 27. Mai 2019 E. 4.3 und 4.4; je mit Hinweisen).

7.6 Überlegen könnte man sich, ob die Prüfungsbefugnis des Bundes-

gerichts weiter eingeschränkt ist, weil der Verweis des Verordnungs-
gebers auf die TSI PRM 2014 einen völkerrechtlichen Hintergrund hat.

7.6.1 Nach Art.52 Abs.6 des Abkommens vom 21. Juni 1999 zwi-

schen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Europäischen

Gemeinschaft über den Güter- und Personenverkehr auf Schiene und

Strasse (Landverkehrsabkommen, LVA; SR 0.740.72) lretten die Ver-

tragsparteien zur Erreichung der Ziele des LVA alle erforderlichen

Massnahmen, damit in ihren gegenseitigen Beziehungen gleichwertige

Rechte und Pflichten gelten, wie diejenigen, die in den im Anhang 1

aufgeführten Rechtsakten der Gemeinschaft enthalten sind (vgl. zu

dieser Verpflichtung Asrnro EprlrevlRero Gnuaen, Das Landverkehrsab-

kommen Schweiz - EU, Überblick und erste Bewertung, in: URP 1999,

S.597 ff., S. 601). ln diesen Anhang 1 wurden mit Beschluss des Ge-

mischten Landverkehrsausschusses Gemeinschaft/Schweiz am 6. De-

zember 2013 (vgl. Beschluss Nr. 1/2013 lzulelzl abgerufen am

9. Februar 2021 unter <httpswww.admin.ch/opc/de/european-union/
joint-com mittees/006.000.000. 000.000. 000. htm l>l) unter anderem die

TSI PRM 2008 aufgenommen (per 1. Januar 2016 wurde der Hinweis

auf die TSI PRM 2008 sodann aufgrund des Beschlusses Nr. 1/2015

des Gemischten Landverkehrsausschusses Gemeinschaft/Schweiz

vom 16. Dezember 2Q15 durch einen Verweis auf die TSI PRM 2014

ersetzt [vgl. AS 2016 433]). Aufgrund von Art.52 Abs. 6 LVA war die

Schweiz seither verpflichtet, den TSI PRM gleichwertige Vorschriften

zu erlassen. Dieser Pflicht zum Erlass gleichwertiger Normen ist der

Verordnungsgeber durch die Massgeblicherklärung der TSI PRM als

technische Ausführungsvorschriften in Art. 15b Abs, 2 EBV (vgl. E' 5'1

hiervor) nachgekommen.

7.6.2 Völkerrecht hat der Verordnungsgeber durch den Verweis auf

die TSI PRM 2014 allerdings keines erlassen. Vielmehr bewegen sich

die Vorschriften aus schweizerischer Sicht - wie die Verweisungsnor-

men von Art. 15b Abs. 2 i.V.m. Anhang 7 ZiIt.6 EBV - auf Verord-

nungsstufe (vgl. E. 7.5 hiervor). Gleichwohl darf nicht ausser Acht ge-

lassen werden, dass der Verordnungsgeber beim Erlass der techni-

schen Ausführungsvorschriften völkerrechtlich insoweit gebunden war,

als er die Gleichwertigkeit zu den TSI PRM 2014 zu gewährleisten

hatte (Art. 52 Abs. 6 LVA). Dieser Gleichwertigkeitsvorgabe lässt sich
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besonders einfach Rechnung tragen, wenn - wie vorliegend - direkt

auf die unionsrechtlich einschlägigen Rechtssätze verwiesen wird.

Gleichwohl ist die bundesgerichtliche Kognition in Bezug auf die Über-
prüfung des Normkomplexes von Art. 15b Abs.2 i.V.m. Anhang 7

2rt1.6 EBV i.V.m. TSI PRM 2014 aut seine Vereinbarkeit mit über-

geordnetem Recht durch den völkerrechtlichen Hintergrund der Vor-

schriften nicht eingeschränkt. Zu beachten ist insoweit insbesondere,

dass es der Schweiz (unter dem Vorbehalt der eben erwähnten

Gleichwertigkeitsvorgabe) völkerrechtlich gesehen offenstand, mit

Blick auf behindertengleichstellungsrechtliche Vorgaben des natio-

nalen Rechts strengere technische Ausführungsvorschriften zu erlas-

sen als in den TSI PRM 2014 vorgesehen, und diese strengeren Vor-

schriften sodann mittels NNTV zu notifizieren (vgl. E. 7.3.1 hiervor);

einer Überprüfung der vom zuständigen schweizerischen Normgeber

tatsächlich gewählten Lösung steht ein allfälliger Vorrang des Völ-

kerrechts vor dem Hintergrund dieses Handlungsspielraums nicht ent-

gegen. Darüber hinausgehend wäre auch auf der Seite der Euro-

päischen Union eine Überprüfung der TSI PRM 201 4 am Massstab

des Diskriminierungsverbols möglich: Auf dem Weg der Nichtigkeits-

klage (Art. 263 Abs. 4 des Vertrags über die Arbeitsweise der Euro-

päischen Union [AEUV]) könnte der Gerichtshof der Europäischen

Union (EuGH) damit befasst werden, die Vereinbarkeit der TSI PRM

2014 als Rechtsakt mit Verordnungscharakter (vgl. zu diesem Begriff

Cnr-r-ress/RuFFERr, Kommentar EUV/AEUV, 5. Aufl. 2016, N. 56 It. zu

Art. 263 AEUV) mit dem Diskriminierungsverbot gemäss Art. 21 der

Charta der Grundrechte der Europäischen Union (GRCh) zu prüfen

(Art. 263 Abs. 2 AEUV). Ebenso könnten die nationalen Gerichte dem

EuGH auf dem Weg des Vorabentscheidungsverfahrens (Arl. 267

AEUV) die Frage vorlegen, ob die TSI PRM 2014 mit übergeordneten

unionsrechtlichen Grundsätzen, namentlich der GRCh vereinbar sind

(vgl. Crr-r-ress/Rurrenr, a.a.O., N. 14 zu Art.267 AEUV)' Es gibt keinen

Grund, dem Bundesgericht die f unktionell gleichwertige Prüf ung

schweizerischen Verordnungsrechts am Massstab des völker- und

verfassu ngsrechtlichen Diskrim i nie ru n gsverbots zu verweh ren'

L
lnclusion Handicap rügt vorab, das BAV sei bei Erlass der befristeten

Betriebsbewilligung seinen gesetzlichen Prüfungsobliegenheiten nicht

nachgekommen; namentlich habe es ungeprüft gelassen, ob die kon-

struktive Ausgestaltung der streitbetroffenen Züge die Vorgaben des

schweizerischen Behindertengleichstellungsrechts einhalte.
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8.1 Wie die Vorinstanz unter Hinweis auf Art. 23i Abs. 1 EBV und

Art.23jAbs. 1 EBG i.V.m. Art. 15kAbs. 1 bzw. Art. 15 Abs. 1 und 2

EBV zutreffend dargelegt hat, erfolgt der für die Betriebsbewilligung

erforderliche Nachweis der Einhaltung der technischen Normen

(Art. 23c Abs. 2 EBG) grundsätzlich durch Konformitätsbescheini-

gungen von Prüfstellen (sog. benannte Stellen [BS] für die TSI; sog.

benannte beauftragte Stellen [BBS] für die NNTV). Auf Basis dieser

Konformitätsbescheinigungen hat ein Gesuchsteller gegenüber dem

BAV sodann den Nachweis der vorschrifts- und verfügungskonformen

Ausführung zu erbringen (Art. 15nAbs. 1 EBV); zu diesem Zweck hat

er für Teilsysteme EG-Prüferklärungen nach Anhang V der Richtlinie

2O08l57lEG bzw. für lnteroperabilitätskomponenten EG-Erklärungen

nach Anhang lV der Richtlinie 2OO8/57|EG beizubringen (Art. 15n

Abs. 2 EBV, in der hier noch anwendbaren Fassung vom 1. Juli 2013

[AS 2013 1659]). Unbestritten ist vorliegend, dass der Nachweis für

die Konformität der streitgegenständlichen Züge mit den TSI PRM

vorliegt (Zwischenprüfbescheinigungen des TÜV Süd Nederland als

BS vom 6. November 2017 und EG-Prüferklärungen der Bombardier

Transportation GmbH vom g. November 2017). Strittig ist jedoch, ob

dies auch für die Einhaltung der NNTV "autonomer Zugang in die

Fahrzeuge" der Fall ist.

8.2 Die Vorinstanz erwog diesbezüglich, formell betrachtet lägen zwar

keine Nachweise für die NNTV-Konformität vor. Auf Grundlage der von

der Bombardier Transportation GmbH erstellten Einzeldossiers "FG2S

Ausstattungen" (mit Nachweisplan vom 5. Juni 2014, Gutachten der

TÜV SÜD Rail GmbH vom24. Mai 2017 und Bescheinigung des TÜV

SÜO trteOerland vom 24. Mai 2017) bzw. "FG10 Türen" (mit Verweis

auf Gutachten derfÜV SÜo Rail GmbH vom 2. Juni 2017 und Schrei-

ben des TÜV SÜD Nederland vom 12. Juni 2017) sei jedoch davon

auszugehen, dass der Nachweis der NNTV-Konformität erbracht sei.

Die Frage brauche jedoch ohnehin nicht abschliessend geklärt zu

werden: Das System der Nachweisführung durch von BS oder BBS

ausgestellte Konformitätsbescheinigungen bezwecke lediglich, Mehr-

fachprüfungen zu vermeiden und den Aufwand zu senken; dem BAV

als Fachbehörde bleibe unbenommen, bei Fehlen von Nachweisen die

Konformität mit NNTV selber zu überprüfen. lm bundesverwaltungs-

gerichtlichen Verfahren habe das BAV in Kenntnis der Rügen der

lnclusion Handicap stets den Standpunkt vertreten, die Ausgestaltung

der FV-Dosto halte die Vorgaben der NNTV ein; das Bundesver-

waltungsgericht nehme in seinem Verfahren ebenfalls eine materielle

Überprüfung der Einhaltung dieser Vorschriften vor. Vor diesem Hin-

tergrund entspräche es einem formellen Leerlauf, die Betriebsbewil-
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ligungsverfügungen aufzuheben, um vom BAV eine Konformitätsbe-

scheinigung einer BBS einholen zu lassen. Soweit davon ausgegan-
gen werden müsste, dass die Konformität mit der NNTV "autonomer

Zugang in die Fahrzeuge" durch die dem BAV eingereichten

Bescheinigungen nicht nachgewiesen sei, sei dieser formelle Mangel

spätestens durch das Bundesverwaltungsgericht geheilt worden.

8.3 Was lnclusion Handicap gegen diese Würdigung der Vorinstanz

einwendet, überzeugt nicht: Zu Unrecht hält sie der Vorinstanz vor, die

Nachweisführung könne sich nicht gleichzeitig nach dem "Cross-

Acceptance-Verfahren" und nach den oben (E. 8.1 hiervor) aufge-

führten Regelungen des EBG und der EBV richten. Wie das BAV in
seiner Stellungnahme vom 29. Juli 2019 schlüssig dargelegt hat,

handelt es sich beim "Cross-Acceptance-Verfahren" (ausführlich dazu

E. 8.4.3 des angefochtenen Urteils) nicht um ein eigenständiges Zu-

lassungsverfahren, sondern lediglich um eine auf Vereinbarungen ver'
schiedener Zulassungsbehörden beruhende Form der Nachweisfüh-

rung innerhalb des Zulassungsverfahrens. Der Konformitätsnachweis

kann - wie im vorliegenden Fall bezüglich der Fachgebiete 28 "Aus-

stattungen" und 10 "Türen" geschehen auch anders erbracht

werden, namentlich durch Bescheinigungen von BS bzw. BBS (vgl.

E. 8.1 hiervor). lm Weiteren stösst sich lnclusion Handicap zwar an

der vorinstanzlichen Feststellung, dass Nachweise für die NNTV-Kon-

formität vorlägen; abgesehen davon, dass damit noch nicht die für

eine Korrektur der vorinstanzlichen Erwägungen erforderliche Willkür

(vgl. E. 2.2 hiervor) dargetan ist, finden sich in ihren Eingaben jedoch

keine schlüssigen Argumente gegen die von der Vorinstanz ange-

nommene "Heilung" allfälliger Mängel des Verfahrens vor dem BAV im

bundesverwaltungsgerichtlichen Verfahren. Entgegen der Auffassung

von lnclusion Handicap ist die Vorschriftskonformität der FV-Dosto

damit (auch unter behindertengleichstellungsrechtlichen Gesichts-

punkten) umfassend geprüft worden. Dass die Vorinstanz - wie schon

das BAV - abweichend von der Auffassung der lnclusion Handicap

zum Schluss kam, die "behindertengleichstellungsrechlliche" Beurtei-

lung der Vorschriftskonformität der FV-Dosto richte sich abschliessend

nach den TSI PRM sowie den dazu erlassenen NNTV, verletzt die ver-

fassungsrechtlichen Verfahrensrechte (etwa Art. 29 Abs. 2 BV in Form

der Begründungspflicht [vgl. dazu BGE 139 V 496 E.5.1 m.w.H.])

ebenfalls nicht. Dem angefochtenen Urteil haftet damit insoweit kein

Mangel an, der zu dessen Aufhebung und zur Rückweisung der Vor-

instanz (vgl. E. 2 hiervor) führen könnte.
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lV. Materielle Beurteilung der Rechtsbegehren der lnclusion
Handicap - Eingangsbereich der FV-Dosto

9.

lnhaltlich stellt lnclusion Handicap zunächst den Antrag, die Ein-/Aus-

stiegsplattformen der streitbetroffenen Züge seien so abzuändern,

dass Menschen im Rollstuhl das Fahrzeug selbständig und mit eigener

Kraft verlassen könnten; insbesondere sei der Boden in diesem Be-

reich so anzuheben, dass die Neigung der zu steilen Rampen

reduziert, d.h. die Niveaudifferenz zwischen der Einstiegskante und

dem Boden verringert werden könne. Die Organisation begründet die-

sen Antrag zusammengefasst damit, Menschen mit Behinderung

würden diskriminiert (Art. 8 Abs. 2 BV, Art. 14 EMRK i.V.m. Art. 8
EMRK) beziehungsweise in unzulässiger Weise benachteiligt (insb.

Arl. 2 BehiG und Art. 9 UNO-BRK) wenn sie - wie bei den FV-Dosto

aufgrund der Rampenneigung im Bereich der Ein- und Ausstiegsplatt-

form von rund 15 % angeblich der Fall - nur unter lnanspruchnahme

von Hilfestellungen Dritter ein- und aussteigen könnten. Soweit die TSI

PRM nicht ohnehin durch andere behindertengleichstellungsrechtliche

Normen des Schweizerischen Rechts ergänzt werden müssten, seien

sie vor diesem Hintergrund verfassungskonform so auszulegen, dass

die für die Rampenneigung dort vorgesehene Bandbreite zwischen 0

und 15 % (vgl. Anhang Zfi.4.2.2.8 [7] TSI PRM2014) nur insoweit

ausgereizt werde, als die autonome Befahrbarkeit gewährleistet sei.

ln engem Zusammenhang mit dem Beschwerdeantrag von lnclusion

Handicap, die Ein-/Ausstiegsplattformen anzupassen, steht der An-

trag, bei den Zugeingangstüren seien die Einstiegskanten beim Absatz

von 4.5 cm über dem Schiebetritt abzurunden oder abzuschrägen'

Begründet ist dieser Antrag im Wesentlichen damit, eine solche Kon-

struktion erlaube es mobilitätsbehinderten Menschen, mit weniger

Kraftaufwand in die Züge zu gelangen, und erleichtere auch den Aus-

stieg; im Ergebnis werde damit die Sturzgefahr gesenkt. Auch hier

geht es letztlich darum, mobilitätsbehinderten Menschen einen autono-

men und sicheren Ein- und Ausstieg in die streitbetroffenen Schie-

nenfahrzeuge zu ermöglichen.

Nachfolgend ist in Bezug auf die Rampen im Ein- und Ausstiegs-

bereich (E. 10 und 11 hiernach) sowie die Einstiegskanten (E. 12 hier-

nach) jeweils isoliert die Vereinbarkeit der einschlägigen technischen

Normen (der TSI PRM 2014) mit übergeordneten behindertengleich-

stellungsrechtlichen Vorschriften und sodann die Normkonformität der

in den FV-Dosto gewählten Gestaltung zu prüfen. Sodann ist im Sinne
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einer Gesamtbetrachtung die Frage zu beantworten, ob der Ein- und

Ausstiegsbereich der FV-Dosto insgesamt den Anforderungen des

Behindertengleichstellungsrechts Genüge tut (vgl. E. 13 hiernach).

10.

Gegenstand des nachfolgenden Abschnitts bildet die Frage nach dem

lnhalt der technischen Vorgaben an die Neigung der Rampen im Ein-

und Ausstiegsbereich der FV-Dosto und dessen Vereinbarkeit mit

(übergeordneten) Vorschriften des Behindertengleichstellungsrechts

(vgl. zum Streitgegenstand E. t hiervor).

10.1 Die Vorinstanz schloss eine inzidente Uberprüfung der TSI PRM

2014 am Massstab des Diskriminierungsverbots (Art. I Abs. 2 BV) mit

dem Argument aus, in Frage stehe vorliegend allein die Beseitigung

faktischer Ungleichheiten durch eine behindertengerechte Ausgestal-

tung der technischen Vorgaben an den Bau von Schienenfahrzeugen.

Zur Anwendung gelange damit nicht Art. 8 Abs. 2 BV, sondern Art. 8

Abs. 4 BV. Diese Bestimmung vermittle jedoch - wie im Übrigen auch

Art. 8 Abs. 2 BV - keinen individualrechtlichen, gerichtlich durchsetz-

baren Anspruch auf Herstellung faktischer Gleichheit, sondern ent-

halte lediglich einen Gesetzgebungsauftrag, der verbindlich (Art. 190

BV) durch das Gesetz wahrgenommen werde, hier durch das BehiG

und die diesem Gesetz nachgeordneten Erlasse. Zur Begründung

dieses Standpunkts wird im angefochtenen Urteil unter anderem auf

BGE 134 I 105 und BGE 139 ll 289 verwiesen (E.6.2.2 des angefoch-

tenen Urteils).

Weiter erwog die Vorinstanz, dem BehiG selber liessen sich mit Blick

auf die technische Ausgestaltung von Schienenfahrzeugen keine kon-

kreten Vorgaben entnehmen (vgl. E. 6.2.2 des angefochtenen Urteils).

Der Bundesrat habe gestützt auf Art. 15 BehiG die VböV erlassen,

welche das BehiG spezifisch für den öffentlichen Verkehr konkretisiere

(vgl. E. 6.2.3 des angefochtenen Urteils). Gestützt auf die VböV habe

sodann das durch Subdelegation dazu ermächtigte UVEK die VAböV

erlassen, welche für die technischen Anforderungen an die behinder-

tengerechte Gestaltung interoperabler Fahrzeuge wiederum auf die

Bestimmungen des 7a. Abschnitts des EBG, des 1a. Kapitels und des

Anhangs 7 EBV und damit in der Sache - wie auch die oben darge-

stellten "eisenbahnrechtlichen" Vorschriften (vgl. E.7.2 hiervor) - auf

die TSI PRM 2014 verweise (vgl. E.6.2.4 des angefochtenen Urteils).

Ob die streitgegenständlichen ZÜge den Anforderungen des Behinder-

tengleichstellungsrechts genügten, beurteile sich damit grundsätzlich

nach den Vorgaben der TSI PRM 2014, bezüglich der Rampenneigung
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also am Massstab von Anhang Zitt. 4.2.2.8 (7) TSI PRM 2014 (vgl.

E. 6.3 und E. 9.5 des angefochtenen Urteils). Eine NNTV sei zu dieser

Bestimmung nicht erlassen worden (vgl. E. 7.3.5 des angefochtenen

Urteils), womit es auch insoweit bei der maximal zulässigen Rampen-

neigung von 15 % sein Bewenden habe. Dies gelte unbesehen zusätz-

licher Schwierigkeiten, die sich für mobilitätsbehinderte Menschen auf-
grund der in den streitbetroffenen Zügen vorgesehenen Konstruktion

mit Schiebetritt zwischen Perron- und Einstiegskante und der dadurch

unter Umständen entstehenden Kaskaden- oder Muldensituation erge-

ben könnten (E. 9.8 und 9.9 des angefochtenen Urteils). Weiter sehe

Anlage M TSI PRM 2014 in Bezug auf die technische Ausführung für
im Zug transportierbare Rollstühle zwat vor, dass diese bei einem

Winkel von 6 Grad (= 10.5 %) dynamische Stabilität in alle Richtungen

aufweisen müssten; daraus lasse sich für die maximal zulässige Ram-

penneigung indessen nichts ableiten, zumal die Einhaltung der Min-

destanforderungen gemäss Anlage M TSI PRM 2014 nicht die auto-

nome Benutzbarkeit der Fahrzeuge garantiere. Hierfür hätten vielmehr

auch die Rollstuhlfahrenden gewisse Fertigkeiten mitzubringen. Unbe-

gründet sei auch der Einwand von lnclusion Handicap, Anhang

2rt1.4.2.2.9 TSI PRM 2008 (bzw. Anhang Zitt. 4.2.2.8 TSI PRM 2014)

finde keine Anwendung auf die spezifische Situation von Rampen, die

lnnenraum und Ein-/Ausstieg eines Fahrzeugs verbinden würden;

zwar bestehe für Stufen im Ein- und Ausstiegsbereich in Anhang

2i11.4.2.2.12 TSI PRM 2008 eine von den Stufen im lnnern abwei-

chende Regelung; eine analoge Unterscheidung für Rampen existiere
jedoch nicht (vgl. zum Ganzen E. 9.6 des angefochtenen Urteils).

10.2 Festzuhalten ist im Ausgangspunkt, dass die Vorinstanz mit

Recht davon ausgegangen ist, die NNTV "autonomer Zugang in die

Fahrzeuge" erfasse die Gestaltung von Rampen nicht. Die Frage der

Rampengestaltung ist dort mit keinem Wort erwähnt; auch mit Blick

auf die Rechtssicherheitsüberlegungen geschuldete Verpflichtung der

Vertragsstaaten, allfällige abweichende nationale Vorschriften müss-

ten leicht und allgemein zugänglich und mit einer für alle Beteiligten

verständlichen Terminologie formuliert sein (vgl. Art. 14 ZrtI. 3 Richt-

linie 20161797|EU), besteht kein Raum für die von lnclusion Handicap

vorgeschlagene ausgreifende teleologische Auslegung dieser NNTV.

Die Normkonformität der Rampenneigung im Ein- und Ausstiegs-

bereich der FV-Dosto beurteilt sich damit abschliessend nach Anhang

Afi. 4.2.2.8 (7) TSI PRM 2014 (vgl. dazu E. 7.4 hiervor). Diese

Vorschrift sieht vor, dass Rampen zwischen 600 mm und 1000 mm

eine maximale Neigung von 8,5 Grad oder 15 % aufweisen dürfen,

wobei die Neigung bei stillstehendem Fahrzeug auf ebenem, geradem
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Gleis zu messen ist. Angesichts des klaren und unmissverständlichen

Wortlauts dieser Regelung fällt ausser Betracht, den Normgehalt mit-

tels "verfassungskonformer Auslegung" auf ein - nach Meinung von

lnclusion Handicap - "gerade noch zulässiges Mass" zu reduzieren

(vgl. auch BGE 131 ll 697 E.4.1;12311 9 E.2). Davon zu unterschei-

den ist die Frage, ob es mit übergeordnetem Recht (namentlich dem

Diskriminierungsverbot [Art. I Abs. 2 BV] und den weiteren in der Be-

schwerde angerufenen Normen der EMRK, der UNO-BRK, des BehiG

und - nach Meinung von lnclusion Handicap - der VböV) vereinbar ist,

dass AnhangZitt.4.2.2.8 TSI PRM 2014 eine Rampenneigung von bis

zu 15 7o zulässt, zumal die streitbetroffenen Schienenfahrzeuge die-

sen Grenzwert laut den Bauplänen fast vollumfänglich ausschöpfen.

10.3 Zu prüfen ist die damit aufgeworfene Frage der Vereinbarkeit des

von Art. 15bAbs.2 i.V.m. Anhang 7 Zfi.6 EBV in Bezug genomme-

nen Anhangs Ziff. 4.2.2.8 TSI PRM 2014 mit übergeordnetem Recht.

10.3.1 Gemäss Art. 8 Abs. 2 BV darf niemand diskriminiert werden.

Eine Diskriminierung liegt vor, wenn eine Person ungleich behandelt

wird allein aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu einer bestimmten Gruppe,

welche historisch oder in der gegenwärtigen sozialen Wirklichkeit ten-

denziell ausgegrenzt oder als minderwertig angesehen wird (BGE 143

I 361 E. 5,1; 139 I 169 E. 7.2.1). Zu einer solchen Gruppe gehören

nach der Wertung des Verfassungsgebers namentlich Menschen mit

einer körperlichen, geistigen oder psychischen Behinderung. Das Dis-

kriminierungsverbot nach Art. 8 Abs. 2 BV schliesst eine Ungleichbe-

handlung anknüpfend an das Merkmal der Behinderung zwar nicht

absolut aus; eine an dieses grundsätzlich verpönte Unterscheidungs-

merkmal anknüpfende Differenzierung indiziert jedoch den Verdacht

einer Diskriminierung, der nur durch eine qualifizierte Rechtfertigung

umgestossen werden kann (BGE 139 I 169 E. 7.2.3 mit Hinweisen).

Art. I Abs. 2 BV verbietet nicht nur die direkt an das Merkmal der

Behinderung anknüpfende Ungleichbehandlung (sog. direkte Diskri-

minierung); verboten ist vielmehr auch die indirekte Diskriminierung

(vgl. Krelrea/KAuru/Wvrreruencn, Grundrechte, 3' Aufl. 2018, S. 450

Rn. 43). Eine indirekte Diskriminierung liegt vor, wenn eine Regelung,

die an sich neutral formuliert ist, in ihren tatsächlichen Auswirkungen

Angehörige einer spezifisch gegen Diskriminierung geschützten

Personengruppe benachteiligt, ohne dass dies sachlich begründet

wäre (BGE 141 1241 E.4.3.2;135 149 E.4.1; 134 149 E.3;132149
E. 8.1 ; 129 I 167 E. 3; 129 I 217 E.2.1; 129 I 392 E. 3'2'2; 126 ll 377

E. 6; 126 V 70 E. 4clbb). Um in den Anwendungsbereich von Art' I
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Abs. 2 BV zu fallen, muss eine solche Benachteiligung jedoch signifi-

kante Bedeutung erreichen, zumal das Verbot der indirekten Diskrimi-

nierung nur dazu dienen kann, die offenkundigsten negativen Aus-

wirkungen einer staatlichen Regelung zu korrigieren (BGE 142 V 316

E.6.1.2; 138 1265 E. 4.2.2;138 1205 E.5.5; Urteil 1C_18412018vom

26. Juli 2018 E. 3.2). lm Übrigen obliegt es nach Art. I Abs. 4 BV dem

Gesetzgeber, Massnahmen zur Beseitigung von Benachteiligungen

von Menschen mit Behinderung vorzusehen (vgl. auch BGE 143V 114

E. 5.3.2.1 [und die dort referenzierten Fundstellen]). Ein über Art. 8
Abs. 2 BV hinausgehender individueller, gerichtlich durchsetzbarer

Anspruch auf Beseitigung faktischer Ungleichheiten ergibt sich aus

Art. 8 Abs. 4 BV nicht (BGE 142 V 523 E. 4.2; 139 ll 289 E. 2.2.1).

Dies schliesst allerdings nicht aus, dass gestützt auf Art. 8 Abs. 4 BV

getroffene Handlungen in bestimmtem Umfang überprüfbar wären (vgl.

für die ähnliche Bestimmung von Art. I Abs. 3 Salz 2 [Gleichstellung
der Geschlechterl BGE 137 I 305 E. 3.1).

10.3.2 ln diesem Sinne bezweckt das BehiG, Benachteiligungen zu

verhindern, zu verringern oder zu beseitigen, denen Menschen mit

Behinderungen ausgesetzt sind (Art. 1 Abs. 1 BehiG). Es gilt u.a. auch

für öffentlich zugängliche Fahrzeuge, die dem Eisenbahngesetz unter-

stehen (Art. 3 lit. b Ziff. 1 BehiG). Eine Benachteiligung liegt vor, wenn

Behinderte rechtlich oder tatsächlich anders als nicht Behinderte be-

handelt und dabei ohne sachliche Rechtfertigung schlechter gestellt

werden als diese, oder wenn eine unterschiedliche Behandlung fehlt,

die zur tatsächlichen Gleichstellung Behinderter und nicht Behinderter

notwendig ist (Art. 2 Abs. 2 BehiG). Eine Benachteiligung beim

Zugang zu einem Fahrzeug des öffentlichen Verkehrs liegt vor, wenn

der Zugang für Behinderte aus baulichen Gründen nicht oder nur unter

erschwerenden Bedingungen möglich ist (Art. 2 Abs. 3 BehiG). Um ein

behindertengerechtes öffentliches Verkehrssystem sicherzustellen,

erlässt der Bundesrat für die SBB sowie für weitere Unternehmen, die

einer bundesrechtlichen Konzession bedürfen, Vorschriften über die

Gestaltung u.a. der Fahrzeuge (Art. 15 Abs. 1 lit. c BehiG). Diese Vor-

schriften werden periodisch dem Stand der Technik angepasst. Der

Bundesrat kann technische Normen oder andere Festlegungen

privater Organisationen für verbindlich erklären (Art. 15 Abs. 3 BehiG).

Das BehiG konkretisiert damit in seinem Geltungsbereich in verbindli-

cher Weise (Art. 190 BV) den verfassungsrechtlichen Gesetzgebungs-

auftrag zur Beseitigung von Benachteiligungen Behinderter (Art. 8

Abs.4 BV; BGE 139 ll 289 E. 2.2.2;134 ll 249E.2.3 und 3.1; 132 ll

82 E. 2.3.2). Ein darüber hinausgehender Anspruch auf Herstellung

vollständiger faktischer Gleichheit ergibt sich dadurch nicht (BGE 134
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1105 E.5). Nach Art. 17 Abs. 1 EBG sind die Bedürfnisse mobilitäts-

behinderter Menschen jedoch "angemessen" zu berücksichtigen (vgl.

auch E. 7.1 hiervor). Diese Grundsätze des BehiG werden im Bereich

der Eisenbahnen durch die vorne in E. 7 genannten eisenbahnrecht-

lichen Vorschriften konkretisiert, namentlich auch im Bereich der Fahr-

zeuge (BGE 139 ll 289 E. 2.2.2). lnsbesondere sollen Behinderte, die

in der Lage sind, den öffentlichen Raum autonom zu benützen, auch

Dienstleistungen des öffentlichen Verkehrs autonom beanspruchen

können (Art.3 Abs. 1 VböV; vgl. BGE 139 ll 289 E.2.2.3). Aus den

zitierten Normen ergibt sich, dass das in Verfassung und Gesetz ent-

haltene Diskriminierungs- und Benachteiligungsverbot für Behinderte

auch im Bereich des öffentlichen Verkehrs gilt. Verstiesse unterge-

ordnetes Verordnungsrecht hiegegen, wäre ihm die Anwendung zu

versagen (BGE 139 ll 289 E. 2.3).

lm Lichte dieser Grundsätze ist der Vorinstanz grundsätzlich bei-

zupflichten, dass die Beurteilung der behindertengerechten Ausge-

staltung der FV-Dosto abschliessend nach den TSI PRM 2014 bzw.

den dazu erlassenen NNTV vorzunehmen ist (Art. 5 Abs. 1 BV). Es

stellt sich allerdings auch die Frage, ob der Verordnungsgeber mit den

TSI PRM 2014 technische Vorschriften für massgeblich erklärt hat, die

mangels hinreichender Ausdifferenzierung zur Folge haben, dass die

im Bereich des Personenverkehrs an die Grundrechte gebundenen

SBB (Art. 35 Abs. 1 BV; BGE 138 I 274 E. 1.4) Züge bauen liessen

und in Betrieb nehmen wollen, die von Menschen mit Behinderung

- anders als von anderen Personengruppen - nicht oder nur unter

signifikanten Einschränkungen benutzt werden können. Soweit dies zu

bejahen wäre, läge eine unzulässige rechtliche Ungleichbehandlung

vor, "denn auch Rechtsvorschriften zur Beseitigung tatsächlicher Be-

nachteiligungen [Art I Abs. 4 BV] dürfen keine rechtlichen Diskriminie-

rungen schaffen" (vgl. Brnr.rHnno WRlolnnlrN, ZBI 11412013, S. 669 ff',

S. 674). Damit verstiessen die TSI PRM 2014 gegen das Verbot der

indirekten Diskriminierung (Art.8Abs.2 BV; vgl. E. 10.3.1 hiervor) und

müsste ihnen wegen Unvereinbarkeit mit übergeordnetem Recht die

Anwendung versagt werden (BGE 139 ll 289 E.2.3; vgl' auch

BGE 130 I 352 E.6.1.3, wonach eine - gestützt u.a. auf Art.20 Abs' 3

BehiG beschlossene Sonderschulung - am Massstab von Art. 8 Abs' 2

BV zu überprüfen ist und insbesondere einer qualifizierten Rechtferti-

gung bedarf).

10.3.3 Es entspricht einem zentralen Anliegen des Verfassungsge-

bers, Menschen mit Behinderung die gleichberechtigte autonome Teil-

habe am gesellschaftlichen Leben zu ermöglichen (ScHrren/Hess-Kretru,
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a.a.O., S. 181). Eine unreflektierte, nicht hinreichend an den Bedürf-

nissen behinderter Menschen ausgerichtete bauliche Gestaltung des

öffentlichen Raums ist zweifellos geeignet, dieses zentrale Anliegen

des Behindertengleichstellungsrechts zu torpedieren (vgl. Präambel,

lit. e UNO-BRK; Arurue Perens, Diskriminierungsverbote, in: Handbuch

der Grundrechte in Europa, Bd. Vll/2, 2007, S. 255 lt., Rz.51; Jono

Pnul Mür-lrn/Mnnxus ScHenrn, Grundrechte in der Schweiz - im Rahmen

der BV, der EMRK und der UNO-Pakte, 4. Aufl. 2008, S. 759; Uer-r

Srücxelaenorn/Cunrsropn HRlorvrRr.rru, Schienenverkehrsrecht, in: Georg

Müller IHrsg.], Verkehrsrecht, Schweizerisches Bundesverwaltungs-

recht, Bd. |V,2008, S.318). Entsprechend sind Gesetz- und Verord-

nungsgeber von Verfassungs wegen dazu verpflichtet, die technischen

Vorgaben an die Herstellung von öffentlichen Verkehrsmitteln so aus-

zugestalten, dass eine autonome und sichere Benützung so weit wie

möglich gewährleistet ist. Abzuzielen ist dabei darauf, dass Be-

hinderte, die sonst in der Lage sind, den öffentlichen Raum autonom

zu benützen, grundsätzlich auch Dienstleistungen des öffentlichen

Verkehrs ohne Hilfestellungen und unter Gewährleistung ihrer Sicher-

heit beanspruchen können (vgl. zum Aspekt der autonomen Benüt-

zung Art. 3 Abs. 1 VböV). Untergeordnete Unterstützungshandlungen

in Einzelfällen sind durch die Verfassung jedoch nicht ausgeschlossen.

10.3.4 Zu berücksichtigen haben die rechtsetzenden Behörden bei der

Ausarbeitung technischer Ausführungsvorschriften freilich nicht nur die

Anliegen von Menschen mit Behinderung, sondern die legitimen An-

sprüche verschiedener - sich teilweise überschneidender * lnteres-

sengruppen (neben Menschen mit Behinderung beispielsweise Senio-

rinnen und Senioren, Arbeitspendler und Schulklassen mit ihren Be-

gleitpersonen). Die Ansprüche dieser lnteressengruppen decken sich

teilweise, divergieren andernorts aber auch. Technische Ausführungs-

vorschriften sind in diesem Sinne regelmässig das Resultat eines

Abwägungsprozesses zwischen den Anliegen verschiedener lnteres-

sengruppen; überdies müssen sie die technische Machbarkeit berück-

sichtigen. Es ist nicht die Aufgabe des Bundesgerichts, sich bei der

Überprüfung der Verfassungskonformität des Resultats dieses Abwä-

gungsprozesses an die Stelle des Bundesrates bzw. des BAV als

normgebende Fachbehörden zu setzen, zumal der Bundesrat und das

BAV - soweit hier interessierend - ihrerseits auf technische Normkom-

plexe spezialisierter Organisationen (hier: der Europäischen Eisen-

bahnagentur [ERA]) zurückgegriffen haben; eine gegen Art. 8 Abs' 2

BV verstossende indirekte Diskriminierung könnte in diesem Zusam-

menhang nur dann vorliegen, wenn die gewählte Lösung eine signifi-

kante Benachteiligung mobilitätsbehinderter Menschen zur Folge hätte

Seite 36



(vgl. E. 10.3.1 hiervor), wobei hier auf die Benützbarkeit der lnfrastruk-

tur durch eine Person abzustellen ist, die sonst in der Lage wäre, sich

im öffentlichen Raum autonom fortzubewegen (vgl. E. 10.3.3 hiervor in

fine).

10.3.5 Die Grenze der signifikanten Benachteiligung (vgl. E. 10.3.4

hiervor [in fine]) überschreitet Anhang Zifl. 4.2.2.8 TSI PRM 2014 für

sich genommen nicht. Die Bestimmung erlaubt - wie bereits mehrfach

gesehen - eine maximale Rampenneigung von 15 %. Was die Befahr-

barkeit einer diesen Maximalwert ausschöpfenden Eingangs- bzw.

Ausgangsrampe angeht, ergibt sich aus der von lnclusion Handicap

für sich in Anspruch genommenen Stellungnahme der Schweizeri-

schen Paraplegiker-Forschung, dass sämtliche - altersmässig eher
jüngeren - Studienteilnehmer "in der Lage sein sollten, die Rampe aus

eigener Muskelkraft zu überwinden" (vgl. Beschwerdebeilage Nr. 21,

Anhang 2, lit. a). Dass dies - in Abhängigkeit des konkreten körper-

lichen Gebrechens, des verwendeten Rollstuhls, der auch altersab-

hängigen physischen Konstitution (Rumpfmuskulatur) und der Tages-

form - nicht zu jedem Zeitpunkt jedem sich sonst im öffentlichen

Raum autonom fortbewegenden mobilitätsbehinderten Menschen ge-

lingen wird, lässt noch nicht auf eine diskriminierende Regelung

schliessen.

10.3.6 Wie die Bombardier Transportation GmbH unter Bezugnahme

auf die Norm EN 16585-3 (S. 17, Table 4 und 5) des Europäischen

Komitees für Normung (CEN) bzw. die SBB unter Hinweis auf den vom

österreichischen Bundesministerium für Verkehr, lnnovation und Tech-

nologie (BMVIT) herausgegebenen Leitfaden für barrierefreien Öffent-

lichen Verkeh r (abruf bar u nter <https://www. bmke. gv.at/themen/mobi-

litaet/barrierefreiheit/leitfaden.html> [zuletzt abgerufen am 10. Februar

20211; vgl. dorl Zitf.11.4) überzeugend dartun, ist überdies nicht

ersichtlich, dass ein europäischer Konsens dahingehend bestünde,

dass die Neigung von Rampen mit einer Länge zwischen 600 mm und

1'000 mm maximal 6 bzw. 12 "/" belragen dürfte, damit die Rampen

autonom befahrbar blieben (vgl. allerdings die im BMVIT-Leitfaden als

Optimum deklarierte ÖruOnnA 81600, wo in Zitt. 3.1.5.2 eine Maxi-

malneigung von 6 % empfohlen wird). Dies ergibt sich nicht zuletzt aus

dem Zustandekommen der TSI PRM 2014 selbst, die - wie erwähnt

(vgl. E. 10.3.4 hiervor) - von der ERA ausgearbeitet wurden: Konkret

mit der Ausarbeitung von TSI befasst sind von der ERA eingesetzte

Arbeitsgruppen, die sich aus Vertretern der nationalen Fachbehörden,

ausgewählten Fachleuten des Eisenbahnsektors sowie aus unabhän-

gigen Expertinnen und Vertreterinnen internationaler Organisationen
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zusammensetzen. Zur Arbeitsgruppe für die Weiterentwicklung der

TSI PRM gehört unter anderem das European Disability Forum (vgl.

ERA, Accompanying Report N. ERA-REC-128/ACR to the Recommen-

dation of the European Union Agency for Railways on the Amendment

of the TSI PRM 2014, S. 4, abrufbar unter <https://www.era.europa.eu/

s ites/def au lt/f i I es/l i b ra ryld ocs/recom mendat i on/e rarec 1 282017_ac com

panying_report_en.pdf> [zuletzt abgerufen am 9. Februar 2021]). Bei

der Anpassung der TSI PRM an den technischen Fortschritt, die

Marktentwicklungen und die gesellschaftlichen Anforderungen (vgl.

TSI PRM 2014, Erwägungsgründe 1, 2 und 4) sind auch weitere Ver-

treterverbände von Menschen mit Behinderung zu konsultieren (vgl.

Art. 5 und 7 der Verordnung [EU] 2016/796 des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 11. Mai 2016 über die Eisenbahnagentur

der Europäischen Union und zur Aufhebung der Verordnung [EG]
Nr.881/2004, ABl. L 138/1 vom 26. Mai 2016). lnsofern ist davon aus-

zugehen, dass ein europäischer Konsens sich in den TSI PRM 2014

selbst niederschlägt bzw. in überarbeiteten Versionen der TSI PRM

niederschlagen wird. lnsgesamt bewegte sich der Normgeber damit im

Rahmen des ihm von der Verfassung zugestandenen technischen Er-

messensspielraums, als er eine Rampenneigung von 15 "/" Iür gerade

noch zulässig erklärt hat. Nicht ausgeschlossen ist, dass sich dieser

Ermessensspielraum in Zukunft im Lichte neuer wissenschaftlicher Er-

kenntnisse und mit einer steigenden Anzahl sich im öffentlichen Raum

autonom fortbewegender Menschen reduzieren könnte.

10.3.7 Zu erwähnen ist mit Blick auf das verfassungsrechtliche Diskri-

minierungsverbot schliesslich, dass es im lnteresse einer autonomen

Teilhabe aller mobilitätsbehinderten Menschen am gesellschaftlichen

Leben liegt, wenn im Bedarfsfall geschulte Mitarbeitende der SBB zur

Verfügung stehen, um den (sicheren) Ein- und Ausstieg aus den

FV-Dosto zu gewährleisten (vgl. auch Art. 3 Abs. 2 VböV und Anhang

Zitt. 4.4.1 TSI PRM 2014). Diese Hilfestellung beschränkt sich auch

bei den darauf angewiesenen mobilitätsbehinderten Menschen auf ein

kurzes Anschieben; in Frage steht damit eine untergeordnete Hilfe-

leistung, die jeder Mensch in seinem Alltag in der einen oder anderen

Form gelegentlich in Anspruch nehmen muss. Ein die Menschenwürde

antastendes Abhängigkeitsgefühl dürfte sich daraus regelmässig nicht

entwickeln, so dass auch in diesen Fällen grundsätzlich keine Diskri-

minierung vorliegt.

10.4 Dass Art. 9 Abs. 1 UNO-BRK oder andere Bestimmungen dieses

Abkommens Menschen mit Behinderung mit Blick auf die maximale

Neigung der streitbetroffenen Rampen Ansprüche verleihen könnten,
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die über die oben (vgl. E. 10.3 hiervor) dargelegten verfassungsrecht-

lichen Garantien hinausgehen würden, ist nicht ersichtlich. Auch aus

Art. 14 EMRK kann lnclusion Handicap nichts Zusätzliches für sich

ableiten: Abgesehen davon, dass auch diese Bestimmung in der vor-

liegenden Konstellation keine Ansprüche statuiert, die sich nicht auch

schon aus dem verfassungsrechtlichen Diskriminierungsverbot ergä-

ben, wäre für die Anwendbarkeit dieses nur akzessorisch zu anderen

Konventionsgarantien anrufbaren Diskriminierungsverbots im vorlie-

genden Fall vorausgesetzt, dass die Bauweise der streitbetroffenen

Züge in den Anspruch von Menschen mit Behinderung auf Achtung

ihres Privatlebens (Art. I Zffi. 1 EMRK) eingreifen würde (vgl. zum

akzessorischen Charakter von Art. 14 EMRK Meven-Lnorwto/LeHruen, in:

Meyer-Ladewig/Raumer/Nettesheim IHrsg.], Handkommentar zut

EMRK,4. Auf|.2017, N.5 zu Art. 14 EMRK; Hetro Snuen, in: Karpen-

stein/Mayer, Kommentar zur EMRK, 2. Aufl. 2015, N.3 zu Art' 14

EMRK). Weil die Zugänglichkeit zum öffentlichen Verkehr durch die

Gestaltung der streitbetroffenen Rampen für mobilitätsbehinderte

Menschen für sich genommen nicht in der von der Rechtsprechung

verlangten signifikanten Weise erschwert ist (vgl. E. 10.3.5 hiervor), ist

dies - auch angesichts der diesbezüglich restriktiven Rechtsprechung

des EGMR (vgl. EGMR, Entscheidung vom 14. Mai 2002, Zehnalova

und Zehnal v. Tschechische Republik, Nr. 38621197, En Droit,

Affi. 1) - zu verneinen (vgl. auch EGMR, Entscheidung vom 25. Juni

2019, Glaisen v. Schweiz, Nr. 40477113, S 47, wonach der Anwen-

dungsbereich von Art. I EMRK erst eröffnet wäre, [si] "un manque

d'accös aux 6tablissements publics [...] empÖcherait la requdrante de

mener sa vie de fagon telle que le droit ä son d6veloppement per-

sonnel et son droit d'6tablir et d'entretenir des rapports avec d'autres

ötres humains et le monde ext6rieur soient mis en cause")'

10.5 Auch dem BehiG lässt sich mit Blick auf die Rampengestaltung

kein über die Verfassung hinausgehender Anspruch entnehmen. Nicht

geeignet, einen solchen Anspruch zu begründen, ist die rein program-

matische Bestimmung von Art. 1 Abs. 2 BehiG. ln dem Umstand, dass

ein Teil der auf den Rollstuhl angewiesenen mobilitätsbehinderten

Menschen für Ein- und Ausstieg auf eine untergeordnete Hilfestellung

angewiesen sind, kann sodann nicht auf eine Benachteiligung im

Sinne von Art. 2 Abs. 2bzw. Arl.2 Abs. 3 BehiG geschlossen werden:

ln den Gesetzesmaterialien heisst es dazu ausdrücklich, die autonome

Benützung öffentlicher Verkehrsmittel schliesse die Beanspruchung

des Personals der Verkehrsunternehmen [...] nicht aus (vgl. Botschaft

des Bundesrates vom 11. Dezember 2000 zur Volksinitiative "Gleiche

Rechte für Behinderte" und zum Entwurf eines Bundesgesetzes über
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die Beseitigung von Benachteiligungen behinderter Menschen, BBI

2000 1715, S. 1778). Dies deckt sich mit den Einschätzungen in der

Lehre, wonach das Gesetz keine volle Autonomie einfordere (vgl.

Kenr.r/Kör'rro, a.a.O., S. 431 N. 110).

10.6 lnclusion Handicap verlangt schliesslich eine Prüfung der Verein-

barkeit von AnhangZitt.4.2.2.8 TSI PRM 2014 mil Art. 3 Abs. 1 VböV.

Sie verkennt dabei, dass die TSI PRM 2014 und Art.3 Abs. 1 VböV

innerstaatlich auf derselben Normstufe anzusiedeln sind; beide haben

Verordnungsrang (vgl. E. 7.5 hiervor). lm Verhältnis gleichrangiger

Normen kann sich die Frage der Vereinbarkeit aber nicht stellen.

10.7 Bei heutiger Betrachtung stellt die Zulässigerklärung einer maxi-

malen Rampenneigung von 15 % (AnhangZiIl.4.2.2.8 TSI PRM 2014)

für sich genommen damit keine unzulässige Benachteiligung mobili-

tätsbehinderter Menschen dar.

11.

Zu prüfen ist weiter, ob die Ausgestaltung der Rampen im Ein- und

Ausstiegsbereich der streitbetroffenen Schienenfahrzeuge den techni-

schen Anforderungen der TSI PRM 2014 Genüge tut (vgl. zum Prüf-

programm E. t hiervor).

11.1 Die Vorinstanz führte in diesem Zusammenhang aus, die Norm-

konformität der Rampenneigung sei durch eine auf Plänen beruhende

TSI-Konformitätsbescheinigung des TÜV SÜO rueOerland als beauf-

tragte Stelle bestätigt worden (Art. 15n Abs. 1 EBV). Ein solcher Nach-

weis sei grundsätzlich ausreichend, um auch im Bewilligungsverfahren

von der Vorschriftskonformität der Fahrzeuge ausgehen zu können'

Vorliegend ergäben sich jedoch aus den Akten konkrete Anhalts-

punkte, dass die streitbetroffenen Rampen zumindest in Einzelfällen

die technischen Grenzwerte überschritten; deshalb gelte es diese Fra-

ge näher zu prüfen.

Was die konkret beanstandeten Rampen betrifft, stellte die Vorinstanz

weiter fest, der Neigungswinkel sei weder von den Prüfstellen noch

vom BAV je vermessen worden. Gemäss den Plänen sei eine Ram-

penneigung von knapp unter 15 % vorgesehen gewesen. Sowohl die

SBB als auch die Bombardier Transportation GmbH hätten jedoch zu

Protokoll gegeben, dass sich die ursprünglich geplante Höhendifferenz

zwischen Wagenboden und Einstiegskante aufgrund von Detailkor-

rekturen in der Ausführung erhöht habe. Auch sei unbestritten, dass

die einzelnen Rampenlängen und Rampenhöhen aufgrund unvermeid-
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barer Fertigungstoleranzen Unterschiede im Millimeterbereich aufwei-

sen könnten. Überdies ergebe sich aus einem von der Bombardier

Transportation GmbH eingereichten Gutachten, dass bei lediglich

sechs vermessenen Rampen Unterschiede von bis zu 0.33 % ergeben

hätten, wobei mit dem Höchstwert von 1 4.91 % die maximal zulässige

Rampenneigung praktisch ausgeschöpft sei. Bei dieser Sachlage kön-

ne nicht ausgeschlossen werden, dass sich bei der Messung weiterer

Rampenneigungen Werte von über 15 % ergeben würden. Damit

stehe nicht mit genügender Sicherheit fest, dass sämtliche Rampen in

den Ein- und Ausstiegsbereichen der streitbetroffenen Züge die maxi-

mal zulässige Neigung von 15 % einhielten. Selbst eine nur sehr ge-

ringfügige Überschreitung sei jedoch unzulässig; bei den 15 % handle

es sich um einen Maximalwert, der keine Toleranzen vorsehe (vgl.

E. 9.11.5 des angefochtenen Urteils).

Allerdings müsse gemäss der NNTV "autonomer Zugang in die Fahr-

zeuge" (und der dort referenzierte AB-EBV zu Art. 53, AB 53.1, Blatt 1,

Zrtf . 4) der autonome Einstieg vom Perron ins Fahrzeug für Personen

im Rollstuhl nicht bei jedem Einstieg gewährleistet werden, sondern

lediglich bei einem definierten Einstieg pro Zug. Daraus folge, dass

lediglich eine normkonforme Rampe proZug zu gewährleisten sei, die

übrigen aber auch bei einem Überschreiten der Neigung von 15 %

belassen werden könnten. Gleichzeitig müsse aber sichergestellt sein,

dass über einen solchen normkonformen Ein- und Ausstieg der vorge-

sehene Rollstuhlbereich mit Stellplätzen und rollstuhlgängiger Univer-

saltoilette erreichbar sei; gleiches gelte in Bezug auf eine allfällige

Verpflegungszone, wie sie in den lC 200 eingerichtet werde (vgl.

E. 9.11.7 des angefochtenen Urteils).

lnsgesamt stehe vorliegend also nicht fest, ob sämtliche Rampen im

Ein- und Ausgangsbereich der streitbetroffenen Züge die maximal zu-

lässige Neigung von 15 % einhielten; andererseits genüge aber - bei

Einhaltung der vorerwähnten Bedingungen - auch lediglich eine norm-

konforme Rampe pro Zug. Bei dieser Ausgangslage sei auf eine Auf-

hebung der ohnehin nur befristeten Betriebsbewilligungen und auf eine

Überprüfung sämtlicher Rampenneigungen im bundesverwaltungsge-

richtlichen Verfahren zu verzichten. Vielmehr sei den SBB die zusätz-

liche Auflage aufzuerlegen, pro Zug mindestens einen normkonformen

Ein- und Ausstieg vorzusehen und mit einem Rollstuhlpiktogramm zu

kennzeichnen; dabei müsse sichergestellt sein, dass der vorgesehene

Rollstuhlbereich mit Stellplätzen und rollstuhlgängiger Universaltoilette

sowie eine allfällige Verpflegungszone über einen solchen Zugang
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erreichbar sei. Das BAV werde diese Auflage in die inzwischen bis

zum 12. Dezember 2Q2Q verlängerten Betriebsbewilligungen zu über-

nehmen haben.

11.2 Das Vorgehen der Vorinstanz, auf eine Rückweisung der Ange-

legenheit an das BAV bzw. auf eine Vermessung sämtlicher streit-

betroffenen Rampen im bundesverwaltungsgerichtlichen Verfahren zu

verzichten und die angefochtene Ausgangsverfügung stattdessen um

eine vom BAV näher zu überprüfende Auflage zu ergänzen, ist aus

prozessökonomischen Gründen grundsätzlich nicht zu beanstanden,

zumal es vorliegend um befristete Betriebsbewilligungen geht. Ent-

sprechend durfte im vorinstanzlichen Verfahren auch darauf verzichtet

werden, ein Gerichtsgutachten zur effektiven Rampenneigung einzu-

holen.

11.3 ln rechtlicher Hinsicht unzutreffend ist die Argumentation der

Vorinstanz jedoch insofern, als sie davon ausging, dass eine maximale

Rampenneigung von 15 o/o nur bei einem Eingang pro Zug gewähr-

leistet sein müsse. Die TSI PRM 2014 sehen eine solche Einschrän-

kung nicht vor, sondern statuieren den Maximalwert von 15 % grund-

sätzlich für sämtliche Rampen im Zuginnern. Die NNTV "autonomer

Zugang in die Fahrzeuge" ändert hieran nichts, sondern verschärft

lediglich die Vorgaben der TSI PRM 2014 in Bezug auf den durch das

Schweizerische Recht vorgegebenen niveaugleichen Zugang zu den

Zügen. Daraus nun ableiten zu wollen, dass die'15 "/o nur bei einem

Einstieg pro Zug einzuhalten seien, widerspricht der Stossrichtung der

NNTV "autonomer Zugang in die Fahrzeuge", die Anforderungen aus

der TSI PRM 2014 zu verschärfen. Dies gilt umso mehr, als die Vor-

instanz an anderer Stelle explizit erwog, die erwähnte NNTV betreffe

die Frage der Rampenneigung nicht (vgl. E. 9.8 des angefochtenen

Urteils). lnclusion Handicap wirft der Vorinstanz insoweit zu Recht eine

widersprüchliche Argumentation vor.

11.4 Dispositivziffer 2 des angefochtenen Urteils ist vor diesem Hin-

tergrund in teilweiser Gutheissung der Beschwerde dahingehend ab-

zuändern, dass den SBB die zusätzliche Auflage aufzuerlegen ist, für

sämtliche Rampen im Ein- und Ausstiegsbereich der FV-Dosto eine

maximale Rampenneigung von 15 % sicherzustellen. Das BAV hat den

SBB für die Erfüllung dieser Auflage eine angemessene Frist anzu-

setzen und überdies die Einhaltung zu kontrollieren; für das Vorgehen

kann auf E. 9.11.8 des angefochtenen Urteils verwiesen werden.
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12.
Als nächstes zu prüfen ist die Normkonformität der Einstiegskanten in
den streitbetroffenen Schienenfahrzeugen bzw. die Vereinbarkeit der

einschlägigen technischen Vorschriften mit übergeordnetem Recht.

12.1 ln Bezug auf die Einstiegskanten erwog die Vorinstanz, dass die

Höhe der Einstiegskanten in den FV-Dosto (40 bzw. - nach Darstel-

lung von lnclusion Handicap - 45 mm) im Lichte der AB-EBV zu

Art.53, AB 53.1, Blatt 1,Ziff.4 nicht zu beanstanden sei. Die Bestim-

mung äussere sich nicht dazu, ob die Einstiegskante abzurunden sei

oder nicht, beruhe jedoch auf einer Schnittstellenstudie der Schwei-

zerischen Fachstelle Barrierefreier öffentlicher Verkehr (BöV) vom

29. Dezember 2011, welche Einstiege mit einem Absatz, wie er hier

vorliege, als befahrbar beurteilt habe. Eine Ausgestaltung der Ein-

stiegskante ohne Abrundung sei daher als normkonform anzusehen;

eine Benachteiligung von Personen im Rollstuhl sei nicht gegeben.

Hinzu komme, dass bei einer Abrundung der Einstiegskante nach Ein-

schätzung des BAV als Fachbehörde die geforderte Druckfestigkeit

nicht mehr gewährleistet werden könne.

12.2 Was lnclusion Handicap gegen diese Würdigung vorträgt, über-

zeugt nicht: Zunächst ist festzuhalten, dass sich die Vorinstanz zu den

für sie entscheidwesentlichen Gesichtspunkten klar äusserte; ihrer ge-

hörsrechtlichen Begründungspflicht (vgl. dazu auch schon E. 8.3 hier-

vor) ist sie damit hinreichend nachgekommen.

Auch die materielle Beurteilung der Vorinstanz ist im Ergebnis nicht zu

beanstanden: Anhan g Zitt. 2.3 ("niveaugleicher Einstieg") und Anlage

M TSI PRM 2014 sehen den niveaugleichen Einstieg bei Kanten mit

einem Höhenunterschied von bis zu 50 mm als gewährleistet an; diese

Vorgabe ist durch die streitbetroffenen Kanten unbestritten einge-

halten. Auch in der Horizontale ist durch den ausfahrbaren Schiebetritt

sichergestellt, dass die gemäss den vorgenannten Vorschriften maxi-

mal zulässige Spaltbreite von 75 mm eingehalten ist. Eine Anschrä-

gung oder Abrundung der Kante wird durch die auch in AB 53.1

Zitf .4.2 AB-EBV referenzierte Bestimmung von Anhang Ziff. 2.3 TSI

PRM 2014 nicht vorausgesetzt. Die streitbetroffenen Kanten erweisen

sich damit als normkonform. Dass die technische Norm von Anhang

Ziff.2.3 TSI PRM 2014 als solche mit übergeordnetem Recht nicht zu

vereinbaren wäre, wird in der Beschwerde nicht substanziiert dar-

getan.
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13.

13.1 Nach dem oben Ausgeführten steht fest, dass die Rampen (vgl.

E. 10 und 11 hiervor) und die Einstiegskante (vgl. E. 12 hiervor) im
Ein- und Ausstiegsbereich der FV-Dosto jeweils normkonform ausge-

staltet sind und ihre Ausführung auch im Lichte übergeordneter Vor-

schriften (des Behindertengleichstellungsrechts) für sich genommen

nicht beanstandet werden kann. lnclusion Handicap legt in seinen

Rechtsschriften jedoch dar, dass die eigentliche Problematik des Ein-

und Ausstiegsbereichs in den FV-Dosto in der Abfolge mehrerer Hin-

dernisse liege, die für mobilitätsbehinderte, auf den Rollstuhl ange-

wiesene Menschen in ihrem Zusammenspiel ein erhebliches Gefah-

renpotenzial darstellen könnten.

13.2 lm Ein- und Ausstiegsbereich der FV-Dosto finden sich zwei

gegenüberliegende Rampen zu den Fahrzeugtüren hin, die durch eine

ebene Fläche in der Mitte des Fahrzeugs getrennt werden; zu(

Überbrückung des Spalts zwischen Schienenfahrzeug und Perron ist

jeweils ein ausfahrbarer Schiebetritt vorhanden. Zudem befindet sich

auf dem Schiebetritt eine Stufe mit einer Höhe von 45 mm (Einstiegs-

kante) (vgl. hierzu E. 9.4 des angefochtenen Urteils). Da die Perrons

aufgrund von Bautoleranzen nicht immer auf einer horizontalen Ebene

mit dem Schiebetritt stehen, kann beim Ein- und Ausstieg - je nach

Perronhöhe - eine Stufenkaskade oder eine Muldensituation zwischen

Perron, Schiebetritt und Wagenboden anzutreffen sein (vgl. E. 9.8 des

angefochtenen Urteils). Um diese Hindernisabfolge zu bewältigen,

müssen Personen im Rollstuhl beim Einstieg zunächst nach hinten

kippen, Anlauf nehmen, mit Schwung über die Schnittstelle fahren, um

danach auf der abfallenden Rampe ins Zuginnere abzubremsen;

hierbei müssen sie insbesondere darauf achten, nicht nach vorne aus

dem Rollstuhl zu kippen. Beim Herausfahren müssen Personen im

Handrollstuhl sodann zur Bewältigung der Rampe aus dem Fahrzeug

einen jedenfalls nicht unerheblichen Kraftaufwand leisten; zudem

müssen sie auf Fussgängerinnen und Fussgänger Rücksicht nehmen,

die auf dem Perron ihren Weg kreuzen können. Je nach Perronhöhe

ist sodann nach Bewältigung der Rampe im Wageninnern die Mulden-

bzw. Kaskadensituation zwischen Wagenkante und Perron zu

bewältigen, wobei insbesondere Muldensituationen eine gewisse

Kippgefahr in sich bergen (vgl. in diesem Zusammenhang auch das

von den Verfahrensbeteiligten beigebrachte Videomaterial)'
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13.3 Nachdem die Vorinstanz in rechtlicher Sicht die Auffassung ver-

treten hat, die TSI PRM 2014 konkretisierten letztlich in verbindlicher

Weise den Gesetzgebungsauftrag von Art. 8 Abs. 4 BV, und eine inzi-

dente Prüfung dieser technischen Vorgaben am Massstab von Art. I
Abs.2 BV sei ausgeschlossen (vgl. E. 10.1 hiervor), konnte sie sich

damit begnügen, die Normkonformität der in den FV-Dosto gewählten

Ausgestaltung zu prüfen; insbesondere brauchte sie sich nicht zur

Tatfrage zu äussern, ob der Ein- und Ausstieg zu den FV-Dosto für

sich sonst im öffentlichen Raum autonom fortbewegende Menschen

angesichts der damit verbundenen technischen Herausforderungen

sicher zu bewältigen ist. Einen entsprechenden Beweisantrag von

lnclusion Handicap auf Einholung eines gerichtlichen Gutachtens zur

Überwindbarkeit der Eingangsrampen hat die Vorinstanz folgerichtig

abgewiesen (vgl. E. 9.10 des angefochtenen Urteils).

lm vorliegenden Verfahren ergibt sich in rechtlicher Hinsicht nun je-

doch, dass auch bei Einhaltung sämtlicher technischer Ausführungs-

vorschriften das konkrete Ergebnis von deren Zusammenwirken einer

abschliessenden inzidenten Überprüfung am Massstab von Art. I
Abs. 2 BV unterliegt. Da mithin die Frage zu beantworten ist, ob die

betreffenden unter Beachtung sämtlicher technischer Ausführungs-

vorschriften gebauten Schienenfahrzeuge von (sich sonst im öffentli-

chen Raum autonom fortbewegenden) mobilitätsbehinderten Men-

schen auch im Ergebnis so weit wie möglich autonom und sicher be-

nützt werden können (vgl. E. 10.3.3 hiervor), durfte die im vorher-

gehenden Abschnitt skizzierte Tatfrage entgegen der Vorinstanz nicht

offenbleiben.

13.4 Dem Bundesgericht ist es aufgrund des gegenwärtigen Akten-

stands nicht möglich, sich in dieser Hinsicht ein abschliessendes Bild

zu machen; die Auffassungen der Verfahrensbeteiligten zum vorin-

stanzlich durchgeführten Augenschein und die von ihnen angerufenen

Parteigutachten bzw. deren lnterpretation stehen sich in dieser Hin-

sicht diametral entgegen und es erscheint unausweichlich, in dieser

Hinsicht unter Beizug unabhängiger Sachverständiger weitere Abklä-

rungen vornehmen zu lassen bzw. - mit Blick auf das von lnclusion

Handicap angerufene Gutachten der Schweizer Paraplegiker-For-

schung vom 16. Mai 2018 - zumindest allen Verfahrensbeteiligten die

methodischen und inhaltlichen Grundlagen bestehender Gutachten

offenzulegen, damit mit Blick auf die lnterpretation bestehender Er-

gebnisse "gleich lange Spiesse" herrschen. Zu diesem Zweck ist das

Verfahren in teilweiser Gutheissung der Beschwerde zu weiterer in-

haltlicher Überprüfung des Ein- und Ausstiegsbereichs der FV-Dosto
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an das BAV zurückzuweisen. Je nach Ergebnis der ergänzend vor-

zunehmenden Untersuchung wird das BAV dabei auch zu prüfen

haben, ob mögliche Anpassungen am Ein- und Ausstiegsbereich zu-

mindest eines Wagens proZug (vgl. BGE 139 ll 289 E.2.3) technisch

machbar und verhältnismässig sind. Auch in dieser Hinsicht fehlt es

dem Bundesgericht an den notwendigen Entscheidungsgrundlagen,

um den SBB verbindliche Anweisungen in Form von Anpassungen der

(befristeten) Betriebsbewilligungen zu machen.

V. Materielle Beurteilung der weiteren Rechtsbegehren der
lnclusion Handicap

14.
Nachfolgend zu prüfen bleiben die materiellen Anträge von lnclusion

Handicap, die keinen unmittelbaren Bezug zur Situation im Ein- und

Ausstiegsbereich aufweisen. lnclusion Handicap macht auch in diesem

Zusammenhang jeweils geltend, die in den FV-Dosto gewählte Gestal-

tung sei nicht normkonform ausgefallen bzw. aus der (normkonformen)

Gestaltung resultiere eine ungerechtfertigte Ungleichbehandlung von

Menschen mit Behinderung.

15.

lnclusion Handicap beantragt, es sei der auf der Höhe der zweitletzten

Treppenstufe vor dem Erdgeschoss endende aussenseitige Treppen-

handlauf zu verlängern, um die Türeinfassung herumzuführen und mit

der vertikalen Haltestange der Eingangstüre zu verbinden. Nur so sei

es möglich, dass Menschen mit Sehbehinderung bzw. Gehbehinde-

rung die Treppe sicher benützen könnten.

15.1 Die Vorinstanz erwog bezüglich dieses Antrags, die von lnclusion

Handicap angerufene technische Norm Zitt. 3.6.4.1 SIA 500 sei vor-

liegend nicht anwendbar. Vorgesehen sei dort, dass Handläufe den

Treppenlauf an beiden Enden um mindestens 30 cm überragen müss-

ten; auch lnclusion Handicap anerkenne, dass eine solche Regelung

für Treppen in Eisenbahnfahrzeugen nicht sachgerecht sei. Die Norm

EN-16585-2 sei sodann erst im Januar 2017 und damit in einem

Zeitpunkt in Kraft getreten, in dem die Planung der FV-Dosto bereits

abgeschlossen gewesen sei. Aus dieser Norm lasse sich damit

zumindest zum Nachteil der SBB und der Bombardier Transportation

GmbH nichts ableiten. Ohnehin scheine fraglich, ob daraus der

Schluss gezogen werden könne, dass der Handlauf von der ersten bis

zur lelzlen Stufenkante zu führen sei, zumal die in Zffi.5.4 abgebildete

Figure 6 nicht der Festlegung der Handlauflänge diene, sondern der
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Veranschaulichung der geometrischen Anordnung der Handläufe so-

wie der Höhenabmessung. Eine Bestimmung, wonach der Handlauf

zwingend von der ersten bis zur letzten Stufenkante reichen müsse,

bestehe damit nicht. Die rechtskräftig beurteilte Typenskizze habe in

diesem Sinne zulässigerweise vorgesehen, dass der äussere Trep-

penhandlauf auf der letzten Stufe ende; die SBB und die Bombardier

Transportation GmbH müssten darauf vertrauen können, dass die ge-

mäss Typenskizze erstellten Fahrzeuge auch bewilligt würden.

Nach der im Laufe des bundesverwaltungsgerichtlichen Verfahrens er-

folgten Verlängerung reiche der äussere Treppenhandlauf 5.5 cm in

die letzte Stufe hinein. lm Vergleich mit der Typenskizze falle der reali-

sierte Handlauf etwas kürzer aus. Unzulässig sei diese Konstruktion

aber nicht. Zu beachten sei in diesem Zusammenhang, dass die effek-

tive Abweichung nicht exakt festgestellt werden könne, weil die Typen-

skizze keine Längenangaben zum Handlauf aufweise; zum anderen

befinde sich das Ende des Handlaufs bei beiden Varianten auf der

untersten Treppenstufe. Signifikante Abweichungen lägen damit nicht

vor. Eine Verlängerung des Handlaufs um wenige Zentimeter hätte

keinen relevanten Mehrwert zur Folge, weil man in beiden Fällen auf

dieselbe Stufe gelange, wenn man sich am Treppenhandlauf orien-

tiere.

15.2 Was das von den SBB bzw. der Bombardier Transportation

GmbH angerufene Argument des Vertrauensschutzes angeht, hat die

Vorinstanz verbindlich festgestellt, dass nach der am 12. Januar 2011

genehmigten Typenskizze der Handlauf auf der letzten Stufe geendet

habe und dass zwischen der genehmigten und der realisierten Varian-

te kein signifikanter Unterschied bestehe (vgl. E. 11.6 des angefochte-

nen Urteils). Ob die SBB mit ihrer Verwirkungseinrede durchdringen

(vgl. E. 4.3 hiervor), kann jedoch offengelassen werden. Die Vorin-

stanz hat zutreffend erwogen, dass die technische Norm SIA 500

vorliegend nicht anwendbar ist; dies ist schon aus intertemporalrecht-

lichen Gründen der Fall (der ursprüngliche Verweis auf diese Norm in

Arl. 2 Abs. 1 aVAböV wurde mit lnkraftsetzung der heute gültigen

VAböV [vgl. dazu E. 6.1 und 6.4 hiervor] aufgehoben). Zutreffend ist

auch, dass die TSI PRM 2014 (insbesondere Anhang ZiIt. 4'2.2'8

i.V.m. Anhang Zill.4.2.2.9 TSI PRM 2014) und die Norm EN-16585-2

die Länge der Treppenhandläufe nicht regeln (vgl. dazu die über-

zeugenden Ausführungen auf S. 131 ff . der Vernehmlassung der Bom-

bardier Transportation GmbH). Damit ist davon auszugehen, dass die

realisierte Konstruktion mit den technischen Vorgaben kompatibel ist'

Gleichwohl waren die SBB und die Bombardier Transportation GmbH
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in der Ausgestaltung der Treppenhandläufe nicht ungebunden: Wenn

Treppenhandläufe in den einschlägigen Regelwerken vorgeschrieben

sind, bedeutet dies auch, dass ihre konkrete Ausgestaltung nicht den

Zweck vereiteln darf, sich beim Treppenaufstieg bzw. Treppenabstieg

zu sichern. Dies gilt gerade auch für sehbehinderte Menschen. Fest-

zuhalten ist insofern allerdings auch, dass das Bundesgericht in

BGE 139 ll 289 festgehalten hat, die Rechtsordnung nehme in Kauf,

dass Behinderte nicht jeden Teil eines Eisenbahnfahrzeugs in absolut

gleicher Weise wie nicht Behinderte benÜtzen können (a.a.O., E. 2.3).

Dies bedeutet mit Blick auf das hier zu beurteilende Rechtsbegehren,

dass es nicht per se gegen das Diskriminierungsverbot verstösst,

wenn Sehbehinderte unter Umständen im Unterdeck der FV-Dosto

reisen müssen.

15.3 Wenn sich Menschen mit Sehbehinderung gleichwohl ins Ober-

deck begeben, dürfte das von lnclusion Handicap postulierte Sturz-

risiko nicht substanziell höher sein, als bei anderen Menschen: Schon

beim Hinaufsteigen in das Oberdeck wird nämlich einer für Sicher-

heitsaspekte durchschnittlich sensibilisierten sehbehinderten Person

auffallen, dass der äussere Treppenhandlauf nicht auf der Höhe der

Kante der letzten Treppenstufe, sondern etwas dahinter beginnt. Dies

reduziert ein allfälliges Sturzrisiko beim Heruntergehen erheblich. Hin-

zu kommt, dass betroffene Personen beim Hinabsteigen entweder den

inneren Treppenhandlauf benützen können (unbestrittenermassen

genügt die Breite der einzelnen Stufen den Anforderungen von An-

hang Zilt. 4.2.2.8 TSI PRM 2014), oder aber während des Hinab-

steigens vom äusseren Treppenhandlauf zum inneren Treppenhand-

lauf wechseln können (so geschehen beim vorinstanzlich durchge-

führten Augenschein; vgl. auch Protokoll dieses Augenscheins, S' 8)'

Eine indirekte Diskriminierung bzw. ungerechtfertigte Ungleichbehand-

lung ist damit durch die konstruktive Ausgestaltung der streitbetrof-

fenen Züge in diesem Punkte nicht dargetan. Gleichwohl werden das

BAV, die SBB und die Bombardier Transportation GmbH eingeladen,

sämtliche Massnahmen zu treffen, um ein allfällig bestehendes Rest-

sturzrisiko zu minimieren. Es gilt insbesondere sicherzustellen, dass

sehbehinderte Personen, die aus dem Oberdeck in den Eingangsbe-

reich gelangen wollen, auf das Ende des äusseren Treppenhandlaufs

auf der vorletzten Stufe der Treppe aufmerksam gemacht werden;

eine technische Lösung könnte allenfalls darin bestehen, taktil auf der

äusseren Haltestange selbst das Ende der äusseren Haltestange an-

zuzeigen.
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15.4 Die Beschwerde erweist sich in diesem Punkt im Sinne der Erwä-

gungen als unbegründet und ist im Sinne vorstehender Erwägungen

abzuweisen.

16.

lnclusion Handicap beantragt, bei der Ein- und Ausstiegsplattform sei

mindestens eine zusätzliche Türöffnungstaste anzubringen, die für

Menschen im Rollstuhl erreichbar sei, d.h. auf maximal 110 cm Höhe

und mit einem Abstand von 70 cm zu den Ecken der Einstiegsplatt-

form; in den Wagen mit einem Rollstuhlabteil sei eine Türöffnungs-

taste für Menschen im Rollstuhl, beidseitig, je eine für die linke und

rechte Ausstiegstüre, vorzusehen. Die reguläre Türöffnungstaste sei

am gleichen Ort beizubehalten, damit sie von Menschen mit einer

Sehbehinderung aufgefunden werden könne.

16.1 Die Vorinstanz erwog bezüglich dieses Antrags, Anhang

2i1L 4.2.2.3.2 TSI PRM 2014 sehe vor, dass eine Türöffnungstaste auf

oder neben dem Türblatt anzubringen sei; der Mittelpunkt der Öff-

nungsvorrichtung müsse sich überdies auf einer Höhe zwischen

800 mm und 1'100 mm über dem Boden des Fahrzeugs befinden. Zu

beachten sei vorliegend zusätzlich die NNTV "autonomer Zugang in

die Fahrzeuge", welche für den niveaugleichen Einstieg einen separa-

ten Türtaster für Rollstühle gemäss den Vorschriften der VAböV ver-

lange. Einschlägig sei diesbezüglich Art. 9 Abs. 4 VAböV, wonach zur

Gewährleistung des niveaugleichen Einstiegs für die Türen mit Roll-

stuhlzugang Türdrücker für Personen im Rollstuhl vorhanden sein

müssten; diese müssten demnach innen und aussen am Fahrzeug an

geeigneten Stellen mindestens 70 cm, höchstens 90 cm über dem je-

weiligen Stehbereich angebracht werden, ein Rollstuhlpiktogramm auf-

weisen und sich in Blau von den übrigen Türdrückern abheben; nöti-

genfalls müssten sie überdies eine längere Öffnungszeit bewirken;

wenn eine Aktion des Fahrpersonals erforderlich sei, müssten sie ein

geeignetes optisches und akustisches Signal beim Fahrpersonal und

nötigenfalls im Türbereich auslösen.

Die in den FV-Dosto realisierten Türöffner würden den Anforderungen

der TSI PRM 2014 und der VAböV gerecht. Der spezifisch für mobi-

litätsbehinderte Menschen konstruierte Türöffner befinde sich rund

80 cm über dem Fahrzeugboden unmittelbar neben der AussentÜr und

halte die technischen Vorgaben ein.
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16.2 Was lnclusion Handicap gegen die Argumentation der Vorinstanz

einwendet, überzeugt nicht: Zunächst ist festzuhalten, dass aus der

BV, dem BehiG, der UNO-BRK und der EMRK keine technischen An-

forderungen abgeleitet werden können, die über die TSI PRM 2014

bzw. (für einen Eingang pro Zug) die NNTV "autonomer Zugang in die

Fahrzeuge" hinausgingen. Auch die technische Norm SIA 500 findet

vorliegend keine Anwendung (vgl. E. 6.4 und 15.4 hiervor). Die

Rechtskonformität der Türtaster beurteilt sich damit abschliessend

nach Anhang Ziff.4.2.2.3.2 TSI PRM 2014 und nach der durch die

NNTV "autonomer Zugang in die Fahrzeuge" referenzierten Bestim-

mung von Art. 9 Abs. 4 VAböV.

Fragen könne man sich mit Blick auf diese letztere Bestimmung einzig,

ob die spezifisch für mobilitätsbehinderte Menschen geschaffene Tür-

öffnungstaste auch an "geeigneter Stelle" angebracht sei. Dieser Be-

griff belässt dem betroffenen Eisenbahnunternehmen und der Fahr-

zeugherstellerin bei der genauen Positionierung der Türöffnungstaste

einen erheblichen Ermessensspielraum. Dieser Ermessensspielraum

ist vorliegend eingehalten, zumal es der Auffindbarkeit von Türöff-

nungstasten dienlich ist, wenn sie - wie vorliegend der Fall - in einen

engen räumlichen Zusammenhang zur Türe gerückt werden; dies ge-

steht im Übrigen auch lnclusion Handicap ein, wenn die Organisation

bei Erläuterung ihres vorinstanzlichen Rechtsbegehrens 2e ausführt,

eine Entfernung von 35 cm zur Türe sei "unüblich weit" (Beschwerde,

S. 111). Die Überlegung, dass eine für die Türöffnungstaste geeignete

Position einen engen räumlichen Zusammenhang zur Türe aufweisen

muss, kommt auch in Anhang Zfi.4.2.2.3.2 TSI PRM 2014 zum Aus-

druck: Vorgesehen ist dort, dass die Türöffnungstaste auf oder neben

dem Türblatt anzubringen ist.

Davon, dass die anwendbaren technischen Vorschriften gegen über-

geordnetes Recht verstiessen, kann nicht die Rede sein. lnclusion

Handicap behauptet zwar, die Türöffnungstaste bei der in den

FV-Dosto konkret realisierten Situation sei für einen grossen Teil mo-

bilitätsbehinderter Menschen nicht erreichbar. Dies widerspricht je-

doch der für das Bundesgericht verbindlichen Feststellung der Vorin-

stanz (Art. 105 Abs. 1 BGG), dass bei einem Augenschein sämtliche

(drei) Rollstuhlfahrenden - auch wenn sie mit Zughilfe unterwegs ge-

wesen seien - die Türöffnungstaste selbständig hätten bedienen kön-

nen; selbst dem Rollstuhlfahrer, der in seiner Mobilität aufgrund von

Schulterproblemen zusätzlich eingeschränkt war, ist dies gelungen.
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Dass ein substanzieller Teil sich sonst im öffentlichen Raum autonom

fortbewegender mobilitätsbehinderter Menschen zum Bedienen der

Türöffnungstaste auf fremde Hilfe angewiesen wäre (vgl. zu diesem

Massstab E.9.2.1.5 hiervor), ist unter diesen Umständen nicht erstellt.

16.3 Die Beschwerde erweist sich damit in diesem Punkt als unbe-

gründet und ist abzuweisen.

17.
lnclusion Handicap beantragt, die Türöffnungstaste auf der Aussen-

seite der Fahrzeugtüren sei mit einem Kontrastfeld von mindestens

20 mal 20 cm deutlicher zu kennzeichen, damit sie auch von Men-

schen mit einer Sehbehinderung sicher aufgefunden werden könne.

17.1 Die Vorinstanz erwog diesbezüglich, aus den TSI PRM 2014

ergebe sich, dass aussenseitige Bedienelemente für Türen in Kontrast

zu der Fläche stehen müssten, auf der sie angebracht seien; zudem

müssten sie sich entweder neben oder auf dem Türflügel befinden und

ihr Mittelpunkt müsse in einer Höhe zwischen 800 mm und 1'200 mm

über dem Bahnsteig liegen. Eine Definition des Begriffs "Kontrast"

befinde sich in Anhang Zitt.4.3 TSI PRM 2008; auf die entsprechende

Definition und die dort referenzierten Werte könne für vorliegende

Zwecke zurückgegriffen werden. Die Regelung der TSI PRM 2014 sei

abschliessend und lasse keinen Raum für eine Anwendung von Art. 4

Abs. 1 bzw. Art. 9 Abs. 1 VAböV. Auch die NNTV "autonomer Zugang

in die Fahrzeuge" sei nicht einschlägig, gehe es doch vorliegend nicht

um den zusätzlichen Türtaster für Rollstühle gemäss den Vorgaben

der VAböV.

Die Einhaltung der massgebenden Kontrastwerte sei von der benann-

ten Stelle bestätigt worden (vgl. "Einzeldossier FG10 Türen" und die-

sem zugrundeliegende Nachweisdokumente); die Bombardier Trans-

portation GmbH habe im Laufe des bundesverwaltungsgerichtlichen

Verfahrens nochmals eine Kontrastprüfung durchgeführt, woraus sich

ergebe, dass die streitgegenständliche Türöffnungstaste einen deut-

lich über dem geforderten Mindestkontrast von 0.3 liegenden Wert von

0.614 aufweise. Die Einhaltung der Kontrastwerte sei damit erstellt.

Die TSI PRM verlangten sodann keine freie Kontrastfläche; die nahe

zur Türöffnungstaste angebrachten Dienstschalter, der ebenfalls dort

befindliche Notöffnungshebel und die nahe an die Türöffnungstaste

heranreichende Bemalung des Familienwagens änderten daher nichts

an der Normkonformität, zumal die Türöffnungstaste nach wie vor op-

tisch für sich allein stehe. Eine Platzierung der Taste 30 cm bis 40 cm
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neben der Tür (eine Armlänge) könne überdies nicht als unzulässig

angesehen werden, zumal die Auffindbarkeit durch das akustische

Findesignal weiter erleichtert werde. Diese decke sich mit den am

Augenschein gemachten Beobachtungen; einem Teilnehmer mit einer

Restsehstärke von 10 o/o, der sich - anders als die anderen Teilneh-

mer - vorrangig visuell orientiert habe, sei es gelungen, die Türöff-

nungstaste zu erkennen.

17.2 Die Vorinstanz hat die aus Anhang Zitf . 4.2.2.3.1 (3) bzw.

Zifi. 4.2.2.3.2 (12) TSI PRM 2014 folgenden Vorgaben an die farbliche

Ausgestaltung und die Positionierung der aussenseitigen Türöffnungs-

tasten interoperabler Zugfahrzeuge zutreffend dargestellt. Die Be-

schwerdeführerin substanziiert ihre Einwände betreffend Höhe und

Konstrastierung der Türöffnungstasten im Ausseren der FV-Dosto

- wie schon im vorinstanzlichen Verfahren - nicht weiter, sondern be-

gnügt sich insoweit mit pauschalem Bestreiten. Darauf ist nicht weiter

einzugehen (Art. 42BGG, Art. 106 Abs. 2 BGG).

Zu prüfen ist unter dem Gesichtspunkt der Normkonformität einzig die

Frage, ob eine im Abstand von 30 cm zur Tür angebrachte Tür-

öffnungstaste sich noch "neben" dieser Türe befindet. Massstab muss

hier bei verfassungskonformer Auslegung (Art. I Abs' 2 BV; vgl. zum

lnhalt der verfassungsrechtlichen Vorgaben E. 9.3 hiervor) sein, ob ein

signifikanter Teil sich sonst autonom im öffentlichen Raum fortbewe-

gender sehbehinderter Menschen die Taste ohne Hilfestellung auf-

finden und betätigen kann. Davon ist aufgrund der vorinstanzlichen

Feststellungen auszugehen: Einem Probanden mit Sehbehinderung

der Stufe 2 nach WHO-Klassifizierung (vgl. zu dieser Klassifizierung

< https ://www. g be-b u nd. d e/g be/ab rec h n u n g' p rc-ab r-te st-l o g o n ? p-u i d

=gast&p_aid=0&p_knoten-Fl D&p_sprache= D&p-suchstrin g=26 492#K

ap2.3> [zuletzt abgerufen am 9. Februar 2021]) gelang es zumindest

mit Hilfe des akustischen Findesignals, die Türe von aussen zu öffnen.

lnclusion Handicap legt nicht substanziiert dar, dass der Fall für einen

signifikanten Teil der sehbehinderten Menschen anders liegen soll. Die

anwendbaren technischen Vorschriften sind daher mit übergeordne-

tem Recht vereinbar.

17.3 Die Beschwerde erweist sich in diesem Punkt als unbegründet

und ist abzuweisen.
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a

18.

lnclusion Handicap beantragt, bei den Türöffnungstasten im Ausseren

der FV-Dosto seien akustische Findesignale einzubauen, die sich der-

art dynamisch dem vorhandenen Geräuschpegel anpassten, dass das

Signal stets aus 2 m Distanz gut wahrnehmbar sei; eventualiter sei

das vorhandene fixe akustische Findesignal so einzustellen, dass es in

der überwiegenden Mehrheit der auf Bahnhöfen vorkommenden Um-

gebungsgeräuschpegel aus 2 m Distanz wahrnehmbar sei. Bezwecken

soll eine solche Anderung, dass Menschen mit einer Sehbehinderung

die Fahrzeugtüren akustisch lokalisieren und ihre Öffnung sicher be-

tätigen könnten.

18.1 Die Vorinstanz erwog bezüglich dieses Antrags, die TSI PRM

2014 verlangten bei Türöffnungstastern überhaupt kein akustisches

Findesignal. Auch Art. I Abs. 3 VAböV sehe ein diskretes akustisches

Findesignal nur für Fahrzeuge vor, die auf nicht-interoperablen Stre-

cken eingesetzt würden. Daraus folge, dass für die auf interoperablen

Strecken eingesetzten FV-Dosto ein akustisches Findesignal nicht vor-

geschrieben sei. Der Erlass einer weitergehenden NNTV sei vom BAV

im Jahr 2016 abgelehnt worden.

18.2 Was lnclusion Handicap hiergegen einwendet, verfängt nicht:

Art. 10 Abs. 3 aVAböV ist vorliegend schon aus intertemporalrecht-

lichen Gründen nicht anwendbar (vgl. E. 6.6. hiervor). Aufgrund der

massgebenden technischen Vorschriften hätten die SBB und die Bom-

bardier Transportation GmbH bei den FV-Dosto vollständig darauf ver-

zichten dürfen, ein akustisches Findesignal anzubringen. Vor diesem

Hintergrund tut nichts zur Sache, dass nach Angaben von lnclusion

Handicap bereits 2011 adaptive Signalgeber auf dem Markt erhältlich

waren und dass solche adaptive Signalgeber den Bedürfnissen seh-

behinderter Menschen stärker entgegenkämen, als die nun gewählte

Lösung; dass die Vorinstanz auf das entsprechende Argument von

lnclusion Handicap nicht einging, verletzte die Begründungspflicht

(Art. 29 Abs. 2 BV; vgl. dazu auch schon E. 8.3 hiervor) nicht, zumal

sie sich in ihren Ausführungen auf die tragenden Entscheidungsgrün-

de beschränken durfte.

Auch dass sich aus der konkret realisierten Konstruktion eine indirekte

Diskriminierung bzw. eine ungerechtfertigte Benachteiligung ergeben

könnte, ist nicht ersichtlich: Soweit lnclusion Handicap aufgrund der

Wahrnehmungen anlässlich des vorinstanzlich durchgeführten Augen-

scheins im Bahnhof Romanshorn behauptet, das Findesignal könne

"in einer Umgebung wie beim Hauptbahnhof Zürich nicht wahrge-
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nommen werden" handelt es sich um nicht hinreichend substanziierte

Ausführungen.

18.3 Die Beschwerde erweist sich in diesem Punkt als unbegründet

und ist abzuweisen.

19.

lnclusion Handicap beantragt, es sei am Wagenende bzw. vor dem

Wagenübergang der Wagen der 1. Klasse bei den Einzelsitzen auf

den dort beidseitig vorhandenen Technikschränken je ein Haltegriff an-

zubringen, damit Menschen mit einer Seh- oder Gehbehinderung den

Wagenübergang sicher passieren könnten.

19.1 Die Vorinstanz erwog bezüglich dieses Antrags, die TSI PRM

sähen vor, dass an den Rückenlehnen von gangseitigen Sitzen Halte-

griffe oder vertikale Haltestangen oder andere Vorrichtungen ange-

bracht sein müssten, die im Gang für einen sicheren Halt genutzt wer-

den könnten, es sei denn, der Sitz befinde sich in aufrechter Stellung

nicht mehr als 200 mm entfernt von einer Haltestange, einer Trenn-

wand oder der Rückenlehne eines Sitzes, der in die entgegengesetzte

Richtung zeige und die erwähnten Haltemöglichkeiten aufweise'

Die Sitze am Wagenende der 1. Klasse vor dem Wagenübergang be-

rührten die Rückwand; entsprechend müssten daran keine Festhalte-

vorrichtungen angebracht werden. Sodann bestehe keine Vorschrift,

wonach zwischen zwei Haltegriffen oder Haltestangen im Bereich des

Wagenübergangs ein bestimmter Maximalabstand nicht überschritten

werden dürfe. Namentlich aus AnhangZiIt.4.2.2.9 TSI PRM 2014 er'
gebe sich eine solche Vorgabe nicht. Das Anbringen zusätzlicher Hal-

tegriffe an den Technikschränken zwischen den Sitzen am Wagen-

ende der 1. Klasse und dem Wagenübergang sei daher nicht erfor-

derlich.

19.2 Die von lnclusion Handicap gegen diese Würdigung vorge-

brachten Einwände überzeugen nicht: Festzuhalten ist zunächst, dass

die intertemporalrechtlich anwendbaren technischen Vorgaben der TSI

PRM vorliegend eingehalten sind. Dies gilt namentlich für die Vor-

schriften von Anhang zift. 4.2.2.2.1 und Ziff. 4.2.2.9 TSI PRM 2Q14.

Was die von lnclusion Handicap angerufene Bestimmung von Anhang

Zifl. 4.2.2.2.1 TSI PRM 2014 angeht, ist mit Blick auf die Beschwer-

deausführungen die vorinstanzliche Erwägung zu unterstreichen, dass

diese Bestimmung sich lediglich auf den Sitzplatzbereich bezieht (vgl.

E. 16.5 des angefochtenen Urteils). Soweit sich die in der Beschwerde
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geübte Kritik auf den Bereich des Wagenübergangs bezieht, lässt sich

daraus nichts ableiten.

Auch ist nicht ersichtlich, dass die TSI PRM 2014 - soweit hier interes-

sierend - gegen übergeordnetes Recht verstiessen. Namentlich ist

auch für blinde oder mobilitätsbehinderte Menschen keine übermäs-

sige Sturzgefahr dargetan: Wenn ein Sitz direkt an eine Trennwand

angrenzt, kann auf die Haltemöglichkeit - wie in den TSI PRM 2014

vorgesehen - deshalb verzichtet werden, weil die Trennwand selbst

genutzt werden kann, um sich abzustützen. Gemildert wird die Sturz-

gefahr in den FV-Dosto zusätzlich dadurch, dass sich im Durchgang

zwischen den Wagen vier Haltestangen befinden, die nach den ver-

bindlichen Feststellungen der Vorinstanz (Art. 105 Abs. 1 BGG) für die

Passagiere ohne weiteres ersichtlich und auch ertastbar sind (vgl.

E. 16.6 des angefochtenen Urteils).

19.3 Die Beschwerde erweist sich in diesem Punkt als unbegründet

und ist abzuweisen.

20.
lnclusion Handicap beantragt, es seien geeignete Massnahmen zu er-

greifen, um die Blendungswirkung der Beleuchtung in den Sitzbe-

reichen so zu reduzieren, dass der Zugang von Menschen mit einer

Sehbehinderung zu den Reiseinformationen sowie die Kommunikation

von Menschen mit einer Hörbehinderung durch die Beleuchtung nicht

beeinträchtigt werde.

20J Die Vorinstanz erwog bezüglich dieses Antrags, die Begrenzung

der Blendwirkung in interoperablen Fahrzeuge richte sich nach Ab-

schnitt 4.1.3 der technischen Norm EN 13272. Anhang Ziff . 4.2'2.4

i.V.m. Anlage AZiff.6 TSI PRM 2014 verweise zwar lediglich bezüg-

lich der Mindestwerte der Beleuchtungsstärke und der Gleichmässig-

keit der Beleuchtung in Fahrgasträumen auf die EN 13272:2012

(namentllich deren Abschnitt 4.1.2). Allerdings erkläre die AB-EBV seit

dem 1. Juli 2016 selbst für nicht interoperable Fahrzeuge die EN

13272 für massgebend (AB-EBV zu Art. 51, AB 51.1, Blatt 6,

Afi.2.10). Die Beschwerdeführerin habe bei ihrer Anhörung zur Revi-

sion der AB-EBV im Jahr 2016 in Bezug auf den interoperablen Ver-

kehr den Erlass einer diesbezüglichen NNTV verlangt. Dieser Antrag

sei vom BAV jedoch mit der Begründung abgelehnt worden, dass die

Begrenzung der Blendwirkung in Abschnitt 4.1.3 EN 13272 geregelt

sei, der auch bei interoperablen Fahrzeugen zur Anwendung gelange

(vgl. BAV, Ergebnis der Anhörung zur Weiterentwicklung der EBV, der
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AB-EBV und VAböV und zwei neuen BAV-Richtlinien, Nr. 3.279).

Daraus könne nur geschlossen werden, dass für die Beleuchtung (inkl.

Blendwirkung) der Fahrgasträume bei interoperablen Fahrzeugen die

EN 13272 massgebend sei. Deren Vorgaben seien vorliegend einge-

halten.

20.2 Was lnclusion Handicap hiergegen einwendet, überzeugt nicht

Festzuhalten ist zunächst, dass die aVAböV vorliegend schon aus

intertemporalrechtlichen Gründen nicht zur Anwendung gelangt (vgl.

E. 6.6 hiervor). Sodann hat die Vorinstanz zutreffend erkannt, dass die

Überprüfung der Einhaltung der technischen Vorgaben in Bezug auf

die Blendwirkung der Beleuchtung nach der technischen Norm EN

13272:2012 vorzunehmen ist. Um Wiederholungen zu vermeiden,

kann insoweit auf die zutreffenden Erwägungen der Vorinstanz (vgl.

E. 16.1 hiervor) verwiesen werden. Zu ergänzen ist, dass sich die An-

wendbarkeit der EN 13272 nicht nur aus den TSI PRM 2014 ergibt,

sondern auch aus den AB-EBV (vgl. AB 51 .62i11.2.10), die gemäss

Art. 1 Abs. 2 i.V.m. Art. 2 Abs. 3 lit. a VAböV subsidiär zu den TSI

PRM 201 4 zur Anwendung gelangen.

Dass die Anforderungen der EN 13272 nicht eingehalten wären, wird

von lnclusion Handicap nicht geltend gemacht. Vielmehr beruft sich

die Organisation darauf, dass unbesehen der Einhaltung dieser tech-

nischen Norm aufgrund der Beleuchtung des Fahrgastraums der

FV-Dosto eine für seh- und hörbehinderte Menschen unzumutbare

Blendwirkung resultiere. Die Begründung für diesen Standpunkt ist

jedoch in mehrerer Hinsicht unzureichend: So geht aus der Beschwer-

de nicht hervor, inwiefern sich die gerÜgte Blendwirkung auf die Zu-

gänglichkeit von Reiseinformationen für Personen mit Sehbehinderung

auswirken könnte (vgl. aber den entsprechenden Antrag von lnclusion

Handicap). Keine hinreichende Begründung enthält die Beschwerde

auch insoweit, als darin pauschal behauptet wird, hörbehinderte Men-

schen seien vom Licht in den FV-Dosto im Vergleich zu anderen Men-

schen stärker betroffen, weil sie für die Gesprächsführung eine andere

Person mit ihren Augen ununterbrochen und konzentriert fixieren

müssten. Plausibel erscheint zwar der dargelegte Zusammenhang zwi-

schen blendendem Licht und Frmüdung ohnehin schon besonders

stark beanspruchter Augen. Auch ist nachvollziehbar, dass hörbehin-

derte Menschen ihre Augen für eine funktionierende Kommunikation

stärker beanspruchen müssen, als andere Menschen. Aus der für das

Bundesgericht verbindlichen vorinstanzlichen Feststellung (Art. 105

Abs. 1 BGG), dass die Einhaltung der Vorgaben der EN 13272 zur

Seite 56



Blendwirkung gutachterlich bestätigt sei, kann jedoch geschlossen

werden, dass die Lichtgestaltung in den streitbetroffenen Zügen keine

übermässige Blendwirkung entfalten sollte; dies gilt für beanspruchte
gleich wie für nicht beanspruchte Augen. Vor diesem Hintergrund las-

sen die Ausführungen von lnclusion Handicap nicht den Schluss zu,

die Benützung der streitbetroffenen Züge durch Menschen mit Sehbe-

hinderung sei erheblich erschwert bzw. eine Kommunikation in diesen

Zügen sei unmöglich.

Der Verweis des schweizerischen Normgebers auf die technische

Norm EN 13272 stellt damit keine indirekte Diskriminierung (vgl. zur

diesbezüglich hohen Schwelle E. 10.3.1 hiervor) bzw. ungerechtfer-

tigte Benachteilung von Menschen mit Behinderung dar. Die Vorin-

stanz durfte - auch angesichts der wenig substanziierten Ausführun-

gen von lnclusion Handicap - willkürfrei annehmen, dass sich an die-

sem Ergebnis durch das Einholen eines Gerichtsgutachtens nichts

ändern werde. lnclusion Handicap wirft der Vorinstanz deshalb inso-

weit zu Unrecht eine Gehörsverletzung (Art. 29 Abs. 2 BV) vor (vgl. zu

den Anforderungen des rechtlichen Gehörs in Bezug auf eine anti-

zipierte Beweiswürdigung BGE 144 ll 427 E. 3.1 .3; 141 I 60 E. 3.3;

136 I 229 E. 5.3; 124 V 90 E. 4b; 122V 157 E. 1d).

20.3 Die Beschwerde erweist sich damit in diesem Punkt als unbe-

gründet und ist abzuweisen.

21.
lnclusion Handicap beantragt, die Spiegelbeleuchtung in allen Toilet-

ten sei durch eine Deckenbeleuchtung zu ersetzen, damit Menschen

mit einer Sehbehinderung in der autonomen Benutzung der Toiletten

nicht beeinträchtigt würden; eventualiter sei die Leuchtstärke der Spie-

gelbeleuchung auf ca. 30 o/o zu reduzieren.

Die Vorinstanz verwies in diesem Zusammenhang im Wesentlichen

auf ihre Begründung zur Abweisung des Rechtsbegehrens 2k (Be-

leuchtung im Sitzbereich; vgl. dazu E. 16.1). Tatsächlich umfasst die

in Bezug auf die Lichtgestaltung in den Fahrgasträumen massgebliche

technische Norm EN 13272:2012 auch die Toilettenbeleuchtung (vgl.

die Aufzählung in Abschnitt 4.1.2 EN 13272). Die Einhaltung dieser

Norm - und insbesondere auch die Blendfreiheit der Toilettenbeleuch-

tung - ist nach den Feststellungen der Vorinstanz gutachterlich be-

stätigt. Die Ausführungen in der Beschwerdeschrift genügen nicht, um

darauf schliessen zu können, dass die Norm EN 13272:2012 für sich

genommen mit übergeordnetem Recht in Widerspruch stünde (zur
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Vermeidung von Wiederholungen kann auf die vorstehenden Erwä-

gungen verwiesen werden [vgl. E. 19.2 hiervor]). Vor diesem Hinter-

grund verletzte es den Gehörsanspruch (Art. 29 Abs. 2 BV) von

lnclusion Handicap nicht, dass die Vorinstanz den Antrag auf Einho-

lung eines Gerichtsgutachtens zur Blendwirkung der Lichtgestaltung in

den Toiletten abwies (vgl. zu den Anforderungen des rechtlichen Ge-

hörs in Bezug auf eine antizipierte Beweiswürdigung E.19.2 hiervor).

Die Beschwerde erweist sich in diesem Punkt als unbegründet und ist

abzuweisen.

lV. Parteientschädigung im Verfahren vor dem
Bundesverwaltu n gsgericht

22.

lnclusion Handicap beanstandet, die Vorinstanz habe sie zu Unrecht

zur Zahlung von Parteientschädigungen von je Fr. 126'000.-- an die

SBB und die Bombardier Transportation GmbH verpflichtet. Die Orga-

nisation beantragt in diesem Sinne, sie von der Pflicht zur Zahlung von

Parteientschädigungen vollumfänglich zu befreien; eventualiter seien

die ausgesprochenen Parteientschädigungen angemessen zu kürzen.

22.1 Aufgrund der teilweisen Gutheissung der vorliegenden Be-

schwerde (vgl. E. 11.4 und E. 13 hiervor) ist das angefochtene Urteil

auch in Bezug auf die darin festgelegten Kosten- und Entschädigungs-

folgen aufzuheben und die Angelegenheit zum Zwecke der Neuverle-

gung der Gerichtskosten und der Parteientschädigungen an die Vorin-

stanz zurückzuweisen. Es erübrigt sich vor diesem Hintergrund, näher

auf die Rüge von lnclusion Handicap einzugehen, die Vorinstanz habe

ihren Anspruch auf rechtliches Gehör (Art. 29 Abs. 2 BV) verletzt, weil

sie es unterlassen habe, ihr vor dem Endentscheid die Kostennote der

SBB zuzustellen. Mit Blick auf die bundesgerichtliche Rechtsprechung

ist insoweit nur darauf hinzuweisen, dass das Gehörsrecht (Art. 29

Abs. 2 BV) es grundsätzlich gebieten kann, eine solche Kostennote

vor dem Kostenentscheid zur Stellungnahme zuzustellen (vgl. Urteil

4A_59212014 vom 25. Februar 2015 E. g)' dies muss jedenfalls dann

gelten, wenn - wie vorliegend - Parteientschädigungen von mehreren

hunderttausend Franken in Frage stehen. Eine Heilung des insoweit

verweigerten Replikrechts im bundesgerichtlichen Verfahren ist auf-

grund der auf Rechtsverletzungen eingeschränkten Kognition des

Bundesgerichts (Art. 95 BGG) grundsätzlich nicht möglich'
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22.2 ln Anbetracht der rechtlichen Ausführungen im angefochtenen

Urteil drängen sich zudem für die Neuverlegung der Kosten und Ent-

schädigungen im vorinstanzlichen Verfahren die folgenden Hinweise

auf .

22.2.1 Nach Art. 64 Abs. 1 VwVG kann die Beschwerdeinstanz der

ganz oder teilweise obsiegenden Partei von Amtes wegen oder auf

Begehren eine Entschädigung für ihr erwachsene notwendige und

verhältnismässig hohe Kosten zusprechen. Gestützt auf Art. 16 Abs. 1

lit. a VGG und Art. 64 Abs. 5 VwVG hat das Bundesverwaltungsgericht

diese Vorgaben durch das Reglement über die Kosten und Entschä-

digungen vor dem Bundesverwaltungsgericht vom 21. Februar 2008

(VGKE; SR 173.320.2) weiter präzisiert. Keinen Anspruch auf Partei-

entschädigung haben demnach Bundesbehörden und, in der Regel,

andere Behörden, die als Parteien auftreten (Art. 7 VGKE). Wie die

Vorinstanz im Urteil A-3505/2012 vom 24. Juni 2014 in E.13.2.1 zu-

treffend festgehalten hat, korreliert die fehlende Anspruchsberechti-

gung der Bundesbehörden nach Art. 7 VGKE mit der fehlenden Kos-

tenpflicht der Bundesbehörden (Art. 63 Abs. 2 VwVG).

Nach Art. I VGKE umfasst die Parteientschädigung die Kosten der

Vertretung sowie allfällige weitere Auslagen der Partei. Zu den Kosten

der Vertretung gehören unter anderem das Anwaltshonorar und die

darauf entfallende Mehrwertsteuer (Art. I Abs. 1 lit. a und c VGKE).

Das Anwaltshonorar wird nach dem notwendigen Zeitaufwand bemes-

sen (Art. 10 Abs. 1 VGKE), wobei für Anwälte ein Stundensalz zwi'
schen Fr. 200.-- und Fr. 400.-- zur Berechnung herangezogen wird

(Art. 10 Abs.2 VGKE). Dieser Stundensatz kann nach Art. 10 Abs' 3

VGKE bei Streitigkeiten mit Vermögensinteresse angemessen erhöht

werden.

22.2.2 Die Verfahrensbeteiligten sind sich uneinig, ob die SBB im bun-

desverwaltungsgerichtlichen Verfahren überhaupt Anspruch auf Par-

teientschädigung hatten. Diese Frage ist zu bejahen: Art. 8 VGKE

knüpft - anders als Art. 68 Abs. 3 BGG ("mit öffentlich-rechtlichen Auf-

gaben betraute Organisation") - an den auch in Art. 1 Abs. 2 VwVG

verwendeten Begriff der "Behörde" an. Die SBB - eine spezialgesetz-

liche Aktiengesellschaft (vgl. Arl. 2 Abs. 1 des Bundesgesetzes vom

20.März 1998 über die Schweizerischen Bundesbahnen [SBBG; SR

742.311) - gehören nach der Rechtsprechung nicht zu den autonomen

eidgenössischen Anstalten oder Betrieben im Sinne von Art. 1 Abs. 2

lit. c VwVG (vgl. BGE 126 ll 54 E.8). Ganz generell fehlt es ihnen

- soweit hier interessierend - an der Verfügungsgewalt, so dass sie -
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entgegen der Auffassung von lnclusion Handicap jedenfalls im vorlie-

genden Zusammenhang nicht als Behörde im Sinne des VwVG zu

qualifizieren sind (vgl. Prenne TscHnruurru, in: Auer/Müller/Schindler,

Kommentar zum VwVG, 2. Aufl. 2018, N. 24 zu Art. 1 VwVG; vgl. auch

Arl.7a Abs. 1 lit. d RVOV, wonach Aktiengesellschaften, die der Bund

kapital- und stimmenmässig beherrscht, nur dann zur dezentralen

Bundesverwaltung zu zählen sind, wenn sie nicht überwiegend Dienst-

leistungen am Markt erbringen). Die SBB trugen daher im bundesver-

waltungsgerichtlichen Verfahren wie andere privatrechtlich konstituier-

te Eisenbahngesellschaften ein Kostenrisiko (Art. 63 Abs. 1 VwVG),

hatten andererseits aber auch Anspruch auf Parteientschädigung (vgl.

E.22.2.1 hiervor).

22.2.3 Auch der Bombardier Transportation GmbH, die zum vorin-

stanzlichen Verfahren beigeladen worden ist, ist die Berechtigung zu

einer Parteientschädigung nicht grundsätzlich abzusprechen (so die

ständige Praxis des Bundesverwaltungsgerichts, vgl. zulelzl Urteil

A-570512018, A-596512018, A-598012018, A-607012018 vom 6. Feb-

ruar 2O2O E. 11.3; vgl. im Übrigen Beruoir BovRv, Proc6dure administra-

tive, 2. Aufl. 2015, S. 196; KozlHAruen/BrnrscHt, Verwaltungsverfahren

und Verwaltungsrechtspflege des Bundes, 3. Aufl. 2013, N. 930).

22.2.4 Die durch die Vorinstanz auferlegten Parteientschädigungen

von rund Fr. 250'000.-- wären - würden sie durch das Bundesgericht

geschützt - jedoch zweifellos geeignet, sich auf die zukünftige Aus-

übung des durch Art. I BehiG vorgesehenen Verbandsbeschwerde-

rechts (nicht nur durch lnclusion Handicap, sondern auch durch

andere Behindertenorganisationen) negativ auszuwirken (vgl. Urteile

1C-381/2008 vom 22. Dezember 2008 E.2.2; 1A.12512005 vom

21. September 2005 E.13.2; allgemein kritisch zu prohibitiven Kosten-

risiken im öffentlichen Prozessrecht mit Blick auf das hier angefoch-

tene Urteil AmrN Gnrrrrl, Rechtsschutz, in: Diggelmann/Hertig Randall/

Schindler IHrsg.], Verfassungsrecht der Schweiz, 2. Aufl' 2020,

Bd.2llv, S. 1073 ff.; vgl. auch REotruR KterueR, Zugang zur Justiz, ZSR

138 [2019] ll, S.5 ff., S. 54 ff.). Behindertenorganisationen müssten

jedenfalls bei komplexen Verfahren für den immer einzukalkulierenden

Fall des Unterliegens einen wesentlichen Teil ihres vor allem durch

Mitgliederbeiträge und Spenden gespiesenen Jahresbudgets für eine

allfällige Entschädigung der Gegenseite vorbehalten, was nicht nur die

Erfüllung ihrer sonstigen Aufgaben beeinträchtigen könnte, sondern in

Verbandsbeschwerdesachen auch den Zugang zur Justiz erheblich

einschränken könnte. Mittelbar würde sich dies auf den Schutz der

durch das ideelle Verbandsbeschwerderecht besonders geschützten
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öffentlichen lnteressen auswirken, womit die eigentliche Funktion des

Verbandsbeschwerderechts - die Durchsetzung des objektiven Rechts

in diesen Bereichen - ausgehöhlt würde (vgl. Reerr'rR MereR, Das ideelle

Verbandsbeschwerderecht - Eine Darstellung der Regelungen auf

Bundesebene, 2015, S. 189 f.).

22.2.5 Art. 64 Abs. 1 VwVG lässt aufgrund seines offenen Wortlauts

zu, die vorstehenden Überlegungen (vgl. E. 22.2.1 hiervor) in die

Bemessung der Parteientschädigung einfliessen zu lassen. Dabei

kann es sich zwar nicht darum handeln, eine vom verursachten Auf-

wand unabhängige Pauschalentschädigung festzusetzen (vgl. Urteil

1C-381/2008 vom 22. Dezember 2008 E.2.2); gleichwohl ist der be-

sonderen Konstellation des ideellen Verbandsbeschwerderechts je-

denfalls bei der Höhe der hier in Frage stehenden Parteientschädi-

gungen mehr Gewicht beizumessen, als es die Vorinstanz mit der von

ihr im Vergleich zur Kostennote der SBB vorgenommenen Reduktion

des Stundenansatzes von Fr. 400.-- auf Fr. 300.-- tat. All dies steht

selbstredend unter dem - hier nicht einschlägigen - Vorbehalt miss-

bräuchlichen Prozessierens.

Bei der Bemessung der Parteientschädigung der Bombardier Trans-

portation GmbH als Beigeladene ist überdies zu berücksichtigen, dass

ihre Einbeziehung im Wesentlichen dazu diente, ihr das rechtliche Ge-

hör zum Verfahrensgegenstand zu gewähren, zumal sie vom Ent-

scheid mittelbar in ihren eigenen lnteressen betroffen sein konnte

(Kostenfolgen in ihrem Vertragsverhältnis mit den SBB). Dies bedeu-

tete jedoch nicht, dass die rechtliche Position der SBB als Beschwer-

degegnerin - wie weitgehend geschehen - zu verdoppeln gewesen

wäre. Soweit sich die lnteressen der Bombardier Transportation

GmbH mit jenen der SBB deckten, hätte ein grosser Teil des Auf-

wands durch eine gewisse Koordination vermieden werden können;

die Bombardier Transportation GmbH hätte sich dann darauf be-

schränken können, technische Aspekte ins Verfahren einzubringen,

zumal sie insoweit angesichts ihrer Sachnähe unbestrittenermassen

einen besonderen Prozessbeitrag leisten konnte. Mit Blick auf den

Umstand, dass lediglich notwendige und verhältnismässig hohe Kos-

ten (Art. 64 Abs. 1 VwVG) zu ersetzen sind, kann die Entschädigung

für die Bombardier Transportation GmbH unter den gegebenen Um-

ständen kaum gleich hoch ausfallen, wie für die SBB als Partei im

Sinne von Art. 6 VwVG.
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V. Ergebnis

23.
Damit ergibt sich zusammengefasst, dass die Beschwerde von lnclu-

sion Handicap teilweise gutzuheissen ist: Dispositivziffer 2 des ange-

fochtenen Urteils ist dahingehend abzuändern, dass den SBB die zu-

sätzliche Auflage aufzuerlegen ist, für sämtliche Rampen im Ein- und

Ausstiegsbereich der FV-Dosto eine maximale Rampenneigung von

15 % sicherzustellen; das BAV hat den SBB für die Erfüllung dieser

Auflage eine angemessene Frist anzusetzen und überdies die Einhal-

tung zu kontrollieren (vgl. E. 11 hiervor). Sodann ist die Sache mit

Blick auf die Gestaltung des Ein- und Ausstiegs zu den FV-Dosto zu

ergänzenden Abklärungen und neuem Entscheid im Sinne der Erwä-

gungen (vgl. E. 13 hiervor) an das BAV zurückzuweisen; im Sinne

einer Übergangsregelung ist in diesem Zusammenhang anzuordnen,

dass die streitbetroffenen Züge in der bisherigen Ausgestaltung ver-

kehren düfen, bis diese Prüfung erfolgt ist. Schliesslich ist Dispositiv-

zit'fer 6 des angefochtenen Urteils (Parteientschädigung) aufzuheben

und die Angelegenheit zu neuer Entscheidung im Sinne der vorstehen-

den Erwägung 22 an die Vorinstanz zurückzuweisen. Soweit die Be-

schwerdebegehren darüber hinausgehen, ist die Beschwerde abzu'

weisen.

24.
24.1 Bei diesem Verfahrensausgang (vgl. E. 23 hiervor) sind die redu-

zierten Gerichtskosten von Fr. 1'000.-- im Umfang von Fr. 600.-- der

lnclusion Handicap aufzuerlegen (Art. 66 Abs. 1 und 4 BGG).

24.2 Bezüglich der Parteientschädigungen ist wie folgt zu entschei-

den:

24.2.1 Die Organisation lnclusion Handicap hat im Umfang ihres Ob-

siegens Anspruch auf Parteientschädigung (Art. 68 Abs. 1 und 2

BGG). Die Höhe der Entschädigung ist aufgrund der Akten festzu-

setzen (Art. 12 Abs. 1 des Reglements über die Parteientschädigung

und die Entschädigung für die amtliche Vertretung im Verfahren vor

dem Bundesgericht [SR 1 73.1 10.21 0.3]).
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24.2.2 Die SBB haben keinen Anspruch auf Ausrichtung einer Partei-

entschädigung, zumal sie öffentliche Aufgaben wahrnehmen (Art. 68

Abs. 3 BGG). Angesichts des klaren Gesetzeswortlauts besteht entge-
gen der Auffassung der SBB kein Anlass, die diesbezüglich - auch in

Bezug auf die SBB selbst (vgl. Urteil 2C_380/2012 vom 22. Februar

2013 E.5 [nicht publ. in BGE 139 ll 289]) - gefestigte bundesge-

richtliche Praxis abzuändern.

25.
Die Bombardier Transportation GmbH als übrige Verfahrensbeteiligte

(Art. 102 Abs. 1 BGG) hat keine Parteistellung und damit im bundes-
gerichtlichen Verfahren grundsätzlich auch keinen Anspruch auf Aus-

richtung einer Parteientschädigung (Art. 68 Abs. 1 BGG; Art.71 BGG

in Verbindung mit Art. 69 Abs. 2 des Bundesgesetzes vom 4. Dezem-

ber 1947 über den Bundeszivilprozess IBZP; SR 2731; BGE 145 I 121

E. 6). Davon macht das Bundesgericht lediglich unter ausserordent-

lichen Umständen eine Ausnahme (vgl. Urteile 2C-123/2016 vom

21. November 2017 E. 8.2; 1C-27312012 vom 7. November 2012

E. 8.3). Ausserordentliche Umstände im vorgenannten Sinne sind im
vorliegenden Fall aber nicht gegeben: Zwar mag zutreffen, dass die

Bombardier Transportation GmbH im Gesamtverfahren einen wertvol-

len Beitrag geleistet hat, indem sie technische Details zur Anfertigung

der streitbetroffenen Züge auch im Lichte des anwendbaren Regel-

werks erläutert hat (vgl. E. 18.6 hiervor); allein bezogen auf das bun-

desgerichtliche Verfahren war dieser Beitrag jedoch - auch angesichts

der beschränkten Kognition des Bundesgerichts in Bezug auf Tatfra-

gen (Art. 105 Abs. 1 BGG) - von untergeordneter Bedeutung. Weiter

basiert das lnteresse der Bombardier Transportation GmbH am Aus-

gang des vorliegenden Verfahrens vorrangig auf möglichen Reflexwir-

kungen, die eine mögliche Gutheissung der vorliegenden Beschwerde

auf ihr Vertragsverhältnis mit den SBB gezeitigt hätte; in solchen

Fällen spricht das Bundesgericht nur mit grösster Zurückhaltung eine

Parteientschädigung (BGE 130 lll 571 E. 6). lm vorliegenden Fall

kommt hinzu, dass die lnclusion Handicap mit ihrem Verbandsbe-

schwerderecht auch öffentliche lnteressen wahrnimmt (vgl. auch Urteil

1C-27312012 vom 7. November 2012 E.8.3, nicht publ. in: BGE 139

l2) und es zu verhindern gilt, dass prohibitiv wirkende Parteient-

schädigungen sich negativ darauf auswirken (vgl. E. 18.5 und 18.6

hiervor). Vor diesem Hintergrund ist der Bombardier Transportation

GmbH keine Parteientschädigung zuzusprechen.
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Demnach erkennt das Bundesgericht:

1.

Die Beschwerde wird teilweise gutgeheissen. Dispositivziffer 2 des

angefochtenen Urteils wird dahingehend abgeändert, dass den SBB

die zusätzliche Auflage auferlegt wird, für sämtliche Rampen im Ein-

und Ausstiegsbereich der FV-Dosto eine maximale Rampenneigung

von 15 % sicherzustellen. Sodann wird die Dispositivziffer 3 des ange-

fochtenen Urteils in Bezug auf die Gestaltung des Ein- und Ausstiegs-

bereichs der FV-Dosto aufgehoben und die Angelegenheit zu ergän-

zenden Abklärungen und neuem Entscheid im Sinne der Erwägungen

an das BAV zurückgewiesen. tm ÜOrigen wird die Beschwerde im

Sinne der Erwägungen abgewiesen.

2.

Dispositivziffer 6 des angefochtenen Urteils wird aufgehoben und die

Angelegenheit zur Neuverlegung der Parteientschädigungen im Sinne

der Erwägungen an das Bundesverwaltungsgericht zurückgewiesen.

3.

Die Gerichtskosten des bundesgerichtlichen Verfahrens von

Fr. 1'000.-- werden zu Fr.600.-- der lnclusion Handicap auferlegt.

4.

Die SBB und die Bombardier Transportation GmbH haben lnclusion

Handicap für das bundesgerichtliche Verfahren eine Parteientschä-

digung von je Fr. 15'000.-- zu entrichten.

5.

Dieses Urteil wird den Parteien, dem Bundesamt für Verkehr (BAV),

der Bombardier Transportation GmbH, dem Bundesverwaltungs-

gericht, Abteilung l, und dem Eidgenössischen Departement für Um-

welt, Verkehr, Energie und Kommunikation, Generalsekretariat, schrift-

lich mitgeteilt.
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Lausanne, 22. Dezember 2021

lm Namen der ll. öffentlich-rechtlichen Abteilung

des Schweizerischen Bundesgerichts

Q t O", Präsident: Der Gerichtsschreiber:

,/ AL
seilerf

l,h
-.

Brunner

S6ite 65



t

\\ l

it,

', i

I,j

(,)
i---'----

itt\/ [ ii:i A i,l r,

li:;{";;1-1.,i',,1;'i:

!' ir: ii i ,1. i l; i',1 l:

Filf.20?,2


